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Moskau
Sollte Deutschland zurück zur 
Atomkraft – oder auch nach Pu-
tins Invasion weiter auf russi-
sches Gas setzen? Eigentlich 
weder noch, aber ohne Energie- 
Brücke wird es nicht gehen.

Gorleben
Feiern, dass das Atomzeit- 
alter zuende geht, wachsam 
sein, dass die Hinterlassen-
schaften sicher verwahrt wer-
den. Der kommende Sommer 
wird so oder so heiß!

Paris
Vor allem Frankreich ist darum 
bemüht, die Atomkraft als nach-
haltige Form der Energiegewin-
nung zu klassifizieren. Dr. Eva 
Stegen prophezeit Paris einen 
Atomausstieg „by desaster”.
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Quereinstieg

 Ein deutliches Zeichen für Frieden in der Ukraine haben Landwirte mit 
ihren Treckern im Wendland gesetzt. Die beleuchteten Schlepper haben sich auf 

einem Feld bei Sallahn zu einem riesigen PEACE Zeichen aufgestellt. 
Landwirte von „Land schafft Verbindung” haben die Aktion geplant.  







Mit dem Werk Wolfgang Bor-
cherts versuchte meine Mutter 
schon sehr früh, mir das Kriegs-
trauma meines Vaters nahe zu 
bringen und damit auch ihr eige-
nes, das eingebrannte Trauma ei-
ner ganzen Trümmergeneration. 
„Sag Nein!“ wurde zum Credo 
in dem klaren Bewusstsein, dem 
Volk der Täter zu entstammen, das 
über die unfassbare Shoa und den 
Porajmos, über Euthanasie und 
Rassenwahn hinaus auch millio-
nenfachen Tod in seinen verbre-
cherischen Angriffskriegen über 
die Völker der Welt gebracht und 
die Städte Europas in Schutt und 
Asche gelegt hatte.
Es zerreißt das Herz, mitten im 
21. Jahrhundert Millionen Alte, 
Frauen und Kinder auf der Flucht 
erleben und die Logik ertragen 
zu müssen, nach welcher Män-
ner zurück an die Front geschickt 
werden. Es zerreißt die Seele, ein 
Menschenleben nach der Apoka-
lypse des zweiten Weltkrieges 
wieder Städte inmitten Europas 
in Trümmer fallen zu sehen. Und 
es zerreißt mein Hirn, dass nach 
77 Jahren wieder Waffen in ge-
nau jene Region gesandt wer-
den, in der mein jugendlicher Va-
ter erstmals in das Grauen des na-
tionalsozialistischen Krieges ge-
zwungen wurde. Eine Mahnung 
auf ewige Zeiten, hatten wir ge-
dacht. Aber ich gestehe, dass ich 
einen verbrecherischen, totali-
tären Aggressor von anderswo 

nicht in letzter Konsequenz mitgedacht hatte. In den 
Tiefen meiner Erinnerung erklingt Churchills Rede 
„Blood, Sweat, Tears“.
Natürlich war es richtig gewesen, nach dem Ende des 
kalten Krieges die Annäherung an Russland im fairen 
Handel zu suchen. Aber ebenso ist es nun angesichts 
der brutalen Fakten geboten, die in diesen Jahren ent-
standene Abhängigkeit sofort zu beenden. Unerträg-
lich dabei unser Kriegs-Merkantilismus, auch nur ei-
nen Tag weiter die Waffen der anderen Seite zu finan-
zieren, während wir sie der einen liefern. Selbstver-
ständlich müssen jetzt die schweren Versäumnisse 
der Ära-Merkel aufgeholt und unverzüglich der Aus-
bau der Erneuerbaren vorangetrieben werden. Aber 
das wirkliche Potenzial, welches sich darüber hinaus 
auch noch schnell realisieren ließe, liegt ohne Zwei-
fel in der Energieeinsparung. Sollte es uns gelingen, 
den russischen Anteil an unserem Energieverbrauch 
von ungefähr einem Drittel sofort einzusparen, hät-
ten wir nicht nur den Menschen in der Ukraine gehol-
fen, sondern uns auch schlagartig unseren Klimazie-
len angenähert und damit auch zukünftigen Versor-
gungskriegen vorgebeugt. Dass derart große Einspa-
rungen gar nicht so unrealistisch sind, zeigt beispiels-
weise die Anpassung der allgemeinen Fahrweise an 
die gegenwärtigen Benzinpreise, die zwar von Speku-
lationen der Erdölkonzerne bestimmt sind, aber noch 
weit von ihrem wirklichen Klimapreis entfernt liegen.
Dass Atomkraft keinen Beitrag mehr zur Energielücke 
leisten kann, belegt nicht nur eine aktuelle Prüfung des 
Wirtschaftsministeriums. Atomare Anlagen erweisen 
sich darüber hinaus fast täglich als unmittelbare nuk-
leare Bedrohung des Krieges in Europa.

„Verdunkeln für den Frieden“! Senken wir also unse-
ren Energieverbrauch in allen Sektoren. Wir bleiben 
auch dann noch eines der reichsten Länder der Erde 
und weit von dem entfernt, was uns blühen könnte, 
wenn wir diesen Krieg weiter nähren oder unsere Kli-
maziele verfehlen.

Martin Donat ist erster Vorsitzender der Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg

Editorial
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Dann gibt es nur eins!

Du. Mann an der Maschine und Mann in der Werk-
statt. Wenn sie dir morgen befehlen, du sollst kei-

ne Wasserrohre und keine Kochtöpfe mehr machen –
sondern Stahlhelme und Maschinengewehre. dann 

gibt es nur eins: Sag NEIN!

Du. Mädchen hinterm Ladentisch und Mädchen im 
Büro. Wenn sie dir morgen befehlen, du sollst Gra-

naten füllen und Zielfernrohre für Scharfschützenge-
wehre montieren, dann gibt es nur eins: Sag NEIN! 

Du. Besitzer der Fabrik. Wenn sie dir morgen befeh-
len, du sollst statt Puder und Kakao Schießpulver ver-

kaufen, dann gibt es nur eins: Sag NEIN!

Du. Forscher im Laboratorium. Wenn sie dir morgen 
befehlen, du sollst einen neuen Tod erfinden gegen 

das alte Leben, dann gibt es nur eins: Sag NEIN!

Du. Dichter in deiner Stube. Wenn sie dir morgen be-
fehlen, du sollst keine Liebeslieder, du sollst Haßlie-

der singen, dann gibt es nur eins: Sag NEIN!

Du. Arzt am Krankenbett. Wenn sie dir morgen be-
fehlen, du sollst die Männer kriegstauglich schreiben, 

dann gibt es nur eins: Sag NEIN!

Du. Pfarrer auf der Kanzel. Wenn sie dir morgen be-
fehlen, du sollst den Mord segnen und den Krieg hei-

lig sprechen, dann gibt es nur eins: Sag NEIN!

Du. Kapitän auf dem Dampfer. Wenn sie dir morgen be-
fehlen, du sollst keinen Weizen mehr fahren – sondern 
Kanonen und Panzer, dann gibt es nur eins: Sag NEIN!

Du. Pilot auf dem Flugfeld. Wenn sie dir morgen be-
fehlen, du sollst Bomben und Phosphor über die 

Städte tragen, dann gibt es nur 
eins: Sag NEIN!

Du. Schneider auf deinem Brett. 
Wenn sie dir morgen befehlen, 
du sollst Uniformen zuschneiden, 
dann gibt es nur eins: Sag NEIN!

Du. Richter im Talar. Wenn sie dir 
morgen befehlen, du sollst zum 
Kriegsgericht gehen, dann gibt es 
nur eins: Sag NEIN!

Du. Mann auf dem Bahnhof. Wenn 
sie dir morgen befehlen, du sollst 
das Signal zur Abfahrt geben für 
den Munitionszug und für den 
Truppentransport, dann gibt es 
nur eins: Sag NEIN!

Du. Mann auf dem Dorf und Mann 
in der Stadt. Wenn sie morgen 
kommen und dir den Gestellungs-
befehl bringen, dann gibt es nur 
eins: Sag NEIN!

Du. Mutter in der Normandie und 
Mutter in der Ukraine, du, Mut-
ter in Frisko und London, du, am 
Hoangho und am Mississippi, 
du, Mutter in Neapel und Ham-
burg und Kairo und Oslo – Müt-
ter in allen Erdteilen, Mütter in 
der Welt, wenn sie morgen be-
fehlen, ihr sollt Kinder gebären, 
Krankenschwestern für Kriegs-
lazarette und neue Soldaten für 
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neue Schlachten, Mütter in der 
Welt, dann gibt es nur eins:

Sagt NEIN! 
Mütter, sagt NEIN!

Denn wenn ihr nicht NEIN 
sagt, wenn IHR nicht nein sagt,  
Mütter, dann:

dann:

In den lärmenden dampfdunsti-
gen Hafenstädten werden die gro-
ßen Schiffe stöhnend verstum-
men und wie titanische Mammut-
kadaver wasserleichig träge ge-
gen die toten vereinsamten Kai-
mauern schwanken, algen-, tang- 
und muschelüberwest den früher 
so schimmernden dröhnenden 
Leib, friedhöflich fischfaulig duf-
tend, mürbe, siech, gestorben –
die Straßenbahnen werden wie 
sinnlose glanzlose glasäugige Kä-
fige blöde verbeult und abgeblät-
tert neben den verwirrten Stahl-
skeletten der Drähte und Gleise 
liegen, hinter morschen dach-
durchlöcherten Schuppen, in ver-
lorenen kraterzerrissenen Stra-
ßen – eine schlammgraue dick-
breiige bleierne Stille wird sich 
heranwälzen, gefräßig, wach-
send, wird anwachsen in den 
Schulen und Universitäten und 
Schauspielhäusern, auf Sport- 

und Kinderspielplätzen, grausig 
und gierig, unaufhaltsam – der 
sonnige saftige Wein wird an den 
verfallenen Hängen verfaulen, der 
Reis wird in der verdorrten Erde 
vertrocknen, die Kartoffel wird 
auf den brachliegenden Äckern 
erfrieren und die Kühe werden 
ihre totsteifen Beine wie umge-
kippte Melkschemel in den Him-
mel strecken – in den Instituten 
werden die genialen Erfindungen 
der großen Ärzte sauer werden, 
verrotten, pilzig verschimmeln 
– in den Küchen, Kammern und 
Kellern, in den Kühlhäusern und 
Speichern werden die letzten Sä-
cke Mehl, die letzten Gläser Erd-
beeren, Kürbis und Kirschsaft ver-
kommen – das Brot unter den um-
gestürzten Tischen und auf zer-
splitterten Tellern wird grün wer-
den und die ausgelaufene But-
ter wird stinken wie Schmiersei-
fe, das Korn auf den Feldern wird 
neben verrosteten Pflügen hin-
gesunken sein wie ein erschlage-
nes Heer und die qualmenden Zie-
gelschornsteine, die Essen und 
die Schlote der stampfenden Fa-
briken werden, vom ewigen Gras 
zugedeckt, zerbröckeln — zerbrö-
ckeln — zerbröckeln —

dann wird der letzte Mensch, mit 
zerfetzten Gedärmen und ver-
pesteter Lunge, antwortlos und 

einsam unter der giftig glühen-
den Sonne und unter wanken-
den Gestirnen umherirren, ein-
sam zwischen den unübersehba-
ren Massengräbern und den kal-
ten Götzen der gigantischen be-
tonklotzigen verödeten Städte, 
der letzte Mensch, dürr, wahn-
sinnig, lästernd, klagend – und 
seine furchtbare Klage: WAR-
UM? wird ungehört in der Step-
pe verrinnen, durch die geborste-
nen Ruinen wehen, versickern im 
Schutt der Kirchen, gegen Hoch-
bunker klatschen, in Blutlachen 
fallen, ungehört, antwortlos, letz-
ter Tierschrei des letzten Tieres 
Mensch – all dieses wird eintref-
fen, morgen, morgen vielleicht, 
vielleicht heute nacht schon, 
vielleicht heute nacht, wenn – 
wenn – wenn ihr nicht NEIN sagt.

Sofia Jannok Lina Burnelius Lars Anders Baer

Wolfgang Borchert

Ukraine
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von Öl aus Putins Reich war we-
nig bekannt. Gas? Ja, klar, die Dis-
kussionen um die Pipelines ha-
ben dessen Import ins Bewusst-
sein gebracht. Und die Herkunft 
von Uran und Brennstäben ist 
uns von der Bürgerinitiative im 
Wendland schon „von Berufs 
wegen“ bewusst gewesen. Da-
gegen hat die Anti-Atom-Bewe-
gung vielfach protestiert, spätes-
tens jetzt ist es aber an der Zeit, 
auch den Import fossiler Rohstof-
fe so schnell wie möglich zu redu-
zieren – und das längst nicht nur 
wegen Putins Kriegsfantasien.
Dafür müssten wir zwei paralle-
le Wege beschreiten: einerseits 
kurzfristig und langfristig umsetz-
bare staatliche Maßnahmen wie 
autofreie Sonntage, ein Tempoli-
mit auf Autobahnen und die Auf- 

hebung von Dienstwagenprivi-
leg und Steuerbefreiung auf Ke-
rosin sowie der beschleunigte 

Ausbau der regenerativen Ener-
giegewinnung. Das kostet Geld, 
aber wo über Nacht 100 Milliar-
den Euro aufgebracht werden 
können für die Aufrüstung ei-
ner Bundeswehr, die dann – sie-
he oben – zwecks Vermeidung 
eines Weltkriegs gar nicht ein-
gesetzt werden kann, muss es 
doch wohl möglich sein, präven-
tive Maßnahmen zu ergreifen, die 
helfen, Autokraten klein zu halten 
und gleichzeitig unsere Lebens-
grundlage auf diesem Planeten 
zu sichern. 
Andererseits sind wir auch per-
sönlich gefordert, unser eigenes 
Verhalten zu überdenken. Nur 
wenn uns eine zukunftsfähige 
Mitwelt wichtiger ist als Skiurlau-
be, Sonntagsbraten und ein Ben-
zinpreis von eins fünfzig, wird die 
Welt noch zu retten sein.
Natürlich ist der Reflex, jetzt so-
fortige Investitionen in Erneuer-
bare, und nicht die Restitution der 
Fossilien, zu fordern, gut und rich-
tig. Aber aus zwei Gründen lohnt 

es sich dennoch, erst mal zwei 
Schritte zurücktreten.

Erstens verhält es sich mit 
der Energiewende wie 

mit dem Krieg und den 
Sanktionen: Keine der 
Maßnahmen greift 
sofort und vermut-
lich auch nur weni-
ge bis zum nächs-
ten Winter. Selbst, 
wenn man alle Ge-
nehmigungsver-
fahren beschleu-
nigen und alle Ein-
zelbedenken und 
Umweltauf lagen 

vom Tisch wischen 
würde, reichten we-

der die Rohstoffe auf 
dem Weltmarkt noch 

die Leistungsfähigkeit 
der einschlägigen Unter-

nehmen, um die Versor-
gungslücke mal eben aufzu-

füllen.
Zweitens ist aber ohnehin der Ge-
danke, die Erneuerbaren müss-
ten die Fossilen vollständig erset-
zen, verfehlt. Ist es denn wirklich 
so, dass überall im Land unzähli-
ge Windräder und Solarparks ent-
stehen müssen, damit wir unse-

In der Ukraine ist Krieg! Es herr-
schen Not und Tod, Gewalt und 
unfassbares Leid. Und niemand 
anderes trägt daran die Schuld 
als Russlands autokratisch regie-
render Präsident Wladimir Pu-
tin. Es mögen ja EU und NATO 
auch ihren Anteil an seinen Be-
weggründen haben, aber eine In-
vasion, nein: jede Form von Ge-
walt ist schlicht inakzeptabel, egal 
wie weit ein Konflikt schon ge-
diehen ist.
Dieser Krieg stürzt uns in ein Di-
lemma: So sehr uns auch die Bil-
der aus Kiew und Mariupol emo-
tional anpacken, sind wir doch 
entsetzlich hilflos. Was soll „der 
Westen“ tun? Eingreifen würde 
wohl einen Weltkrieg auslösen. 
Stillhalten lässt die Ukraine mit 
ziemlicher Sicherheit untergehen 
und Putins Pläne für Invasionen 
anderenorts reifen. Waffenliefe-
rungen an die Ukraine sind mo-
ralisch bedenklich und vermut-
lich auch wirkungslos.
Insoweit kann man die Ent-
scheidungen „des Westens“ 
schon nachvollziehen: Die 
schnell verhängten har-
ten Sanktionen wirken 
zwar langsamer als 
Raketen und sind 
für die russische 
Bevölkerung eine 
schwere Bürde. 
Aber sie sind der 
ethisch am we-
nigsten verwerf-
liche Weg. 
Umso mehr stel-
len wir dieser Ta-
ge erschreckt fest, 
wie sehr auch wir 
„im Westen“, auch 
wir in Deutschland, 
das „System Putin“ 
über Jahrzehnte geför-
dert haben. Wie wir Auf-
rüstung in Russland durch 
unsere Gier nach Rohstof-
fen und unseren unbedingten 
Willen nach wirtschaftlicher Ex-
pansion gen Osten finanziert ha-
ben. Wir haben unsere Augen da-
vor fest verschlossen.
Dabei war vielen im Land lange 
Zeit nicht klar, dass wir die Hälf-
te des Bedarfs an Kohle aus Russ-
land beziehen. Auch der Import 

Dringend notwendig!
Ein Leid-Artikel von Andreas Conradt zur Situation und den Folgen des Kriegs gegen die Ukraine

Fo
to

: D
ean

 H
o

ch
m

an
n



7



re Verbrauchs-, Verschleiß- und 
Konsumkultur ungebremst weiter 
ausleben und ungebremstes Wirt-
schaftswachstum generieren kön-
nen? Massenhaft Erneuerbare für 
dicke Elektro-SUV, Wasserstoff-
Kreuzfahrten und -Urlaubsflüge, 
Wegwerf-IT, Billigfleisch und Mas-
senartikel?
Ohne die Zahlen genau zu kennen: 
Insgesamt dürften wir rund ein 
Drittel unseres heutigen Bedarfs 
mit Energieträgern aus Russland 
decken. Sollte es uns also gelin-
gen, unseren Energiebedarf „über 
alles“ um dieses Drittel zu senken, 
wäre das Friedensziel erreicht, oh-
ne dass die dennoch erforderliche 
verstärkte Anstrengung des Um-
stiegs auf Erneuerbare überhaupt 
eingerechnet wäre. 

 Ein Drittel weniger ist machbar

„Ein Drittel“ ist dabei gar nicht so 
unrealistisch: Diesel ist sicher 20 
Prozent teurer geworden. Doch 
glaubt man selbst dem ADAC, 
kann es gelinen, diese Teuerung 
durch eine angepasste Fahrwei-
se zu kompensieren. Noch mehr 
wäre drin, wenn auf kleinere Au-
tos oder explizit energiesparen-
de Modelle umgestiegen würde. 
Dann bliebe immer noch das Fahr-
rad oder E-Bike für die Kurzstre-
cke und der ÖPNV für die Lang-
strecke. Allein hier könnte das 
„Friedens- und Klimaziel“ über-
erfüllt werden, und das ohne nen-
nenswerte Komforteinbußen.
Auch beim Stromverbrauch gibt 
es in vielen Haushalten noch Luft 
nach unten: Längst nicht überall 
leuchten schon LED-Lampen, da-
rüber hinaus haben Menschen 
früher weitaus dunkler gelebt als 
heute. 30 Prozent Einsparpotenzi-
al sind hier locker drin, ohne bei 
Kerzenlicht zu landen. Auch bei ei-
nem Drittel weniger Geschirrspü-
ler und Waschmaschine würden 
Haushalte noch nicht „schlam-
pig“.
In Bezug auf Wärme sind wir mit 
den großen Häusern auf dem Land 
natürlich im Vorteil: Einfach noch 
mehr Zimmer kalt lassen, sich auf 
Kernbereiche beschränken. Aber 
auch in der Stadt geht einiges: 
Um eine Wohnung von 5 auf 10 
Grad oder von 10 auf 15 Grad zu 
erwärmen, braucht es viel weni-
ger Energie, als um dann noch von 

15 auf 20 Grad zu kommen. Wenn 
also die bisherige Wunschtem-
peratur in der Wohnung 20 Grad 
war, dann entspricht eine Einspa-
rung von 30 Prozent einer neuen 
Raumtemperatur von vielleicht 17 
Grad. Und das ist noch weit ent-
fernt vom „Frieren“ für den Frie-
den. Außerdem würde jede Mehr-
einsparung in anderen Bereichen 
(Bau, Produktion, Konsum, Mo-
bilität, IT, Ernährung, Wohnen) ja 
heißen, dass es wieder etwas wär-
mer sein dürfte.
Schwieriger wird es bei den „di-
cken Hunden“: Stahl, Beton, 
Glas, Elektrogeräte, Autoindus-
trie, Schiff- und Flugzeugbau, 
Schwerlastverkehr, Konsumin-
dustrie. Da geht es wohl wirklich 
nur mit Regularien: SUV verbie-
ten, Höchstgewicht für die Zulas-
sung von PKW erlassen, Strom für 
die Großindustrie verteuern, Flug-
preise und LKW-Maut verdop-
peln, Luxussteuer auf Kreuzfahr-
ten, Nutzungsdauer von Mode- 
und Elektroartikeln verlängern, 
Tempolimit auf Autobahnen. Da-
mit ließe sich das Drittel-Ziel ver-
mutlich sogar übererfüllen.
Gleichzeitig aber unerlässlich sind 
deutliche Steigerungen der Trans-
ferleistungen („ein Drittel“), weil 
Menschen mit niedrigem Einkom-
men nahezu kein Einsparpoten-
tial mehr haben und einige der 
Einsparungen deutlich in den Ar-
beitsmarkt und in Wirtschaftsleis-
tung und Bruttosozialprodukt ein-
greifen.

 Es ist an der Zeit

Bei allen Einschränkungen durch 
die skizzierten Einsparmaßnah-
men: Die Folgen wären noch weit 
von dem entfernt, was Russland 
infolge der Sanktionen bevor-
steht und was einträte, wenn der 
Krieg auch Deutschland erfassen 
würde oder demnächst die prog-
nostizierten Klimafolgen einträ-
ten. Es war schon vor Russlands 
Krieg gegen die Ukraine an der 
Zeit, die Lebensweise „des Wes-
tens“ der letzten 100 Jahre zu be-
enden und zu einem neuen Ver-
ständnis von Wohlstand zu kom-
men. Das ist nicht zynisch ge-
meint: Wladimir Putin gibt Poli-
tik und Verbraucher:innen „des 
Westens“ jetzt eine Steilvorlage 
zur Umsetzung.

Krieg und Krise
Wachsende atomare Risiken

Von Dirk Seifert

In der Ukraine wird aktuell eine Bedrohung der 
Atomenergie sichtbar, die bisher noch allzu oft 
verdrängt oder ausgeblendet wird, die aber seit 
vielen Jahren in einem wachsenden Maß auch 
die Atomanlagen der Bundesrepublik und an-
derswo betrifft: Wachsende Terrorrisiken und 
die Gefahr von Angriffen und Sabotage gegen 
nukleare Anlagen, seien es Atomkraftwerke 
oder Atommüllzwischenlager mit hochradio-
aktivem Strahlenmaterial oder Uranfabriken 
wie in Gronau oder Lingen. 

Atomanlagen können ohne weiteres zum An-
griffsziel werden – das hatte sich schon im Rah-
men der Terroranschläge im September 2001 in 
den USA gezeigt. Um den Schutz auszubauen, 
wird in Lubmin bei Greifswald erstmals wieder 
ein Atom-Zwischenlager neu errichtet. Und eine 
zuständige Atombehörde erklärt im vermeintli-
chen Faktencheck, wie das mit Beton und Stahl 
und der Sicherheit so funktioniert. Die Atom- 
und Strahlenkommission des BUND hat sich 
dazu gerade sehr kritisch geäußert. 

Über die Terror-Gefahren sprechen die Behör-
den ungern bis gar nicht. Fast alles unterliegt 
dem Geheimschutz, und das Ausmaß der Be-
drohung ist schwer einzuordnen. Es gibt gute 
Gründe, warum die einzelnen Abwehrmaßnah-
men nicht öffentlich diskutiert werden. Dass 
aber Atomenergie nicht nur im Falle technischer 
Fehler einen Super-GAU auslösen kann und 
Atommüllberge erzeugt, sondern eine Atom-
explosion auch als Folge von Terrorangriffen 
möglich ist, sollte eine Gesellschaft als Risi-
ko bewusst diskutieren und in ihren Entschei-
dungen einbeziehen, wenn es um die Frage ei-
ner nachhaltigen ökologischen Gesellschaft 
geht. Das gilt insbesondere auch vor dem 
Hintergrund der jetzigen Angriffe von Russ-
land auf die Ukraine. Selbst die IAEO warnt, 
dass auch ohne Einsatz von Nuklearwaffen 
eine Atomkatastrophe möglich wäre. Atom-
energie ist damit unter egal welchem Blick-
winkel für eine zukunftsfähige Gesellschaft 
untragbar und erhöht auch im Krisenfall die 
Risken für die Gesellschaft, die sie betreibt.

Ukraine
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der Atommülllagerung haben ein 
Umdenken bewirkt. Diese fest an-
gezogene Schraube kann und will 
niemand mehr lockern. 
Gleichzeitig schreitet zwar die 
Energiewende voran, bürokrati-
sche und politische Hemmnisse 
nehmen ihr aber zusehends den 
Schwung und verringern den Aus-
bau von Windkraft, Photovoltaik, 
Speicherung und Stromtrassen 
auf ein Maß, das sich Deutsch-
land bei dem Ziel des fast gleich-
zeitigen Ausstiegs aus Kohle und 
Atom nicht leisten kann. Hier wäre 
ein Aufdrehen der Schraube drin-
gend angeraten.
Trotz aller Bedenken gegen den Im-
port von Gas aus Russland und die 
ungebremste Produktion von CO2, 
setzt die Politik stattdessen weiter 
auf die Stromgewinnung aus Gas. 

Dessen Umweltbilanz ist zwar bes-
ser als die der Kohleverstromung, 
weit weniger gefährlich als Atom-

kraft sind Gaskraftwerke allemal, 
klüger wäre es aber trotzdem, jetzt 
das gesteigerte Bewusstsein der 
Bundesbürger:innen zu nutzen 
und bei der Energiewende endlich 
richtig in Schwung zu kommen. 
Stattdessen bleibt Erdgas wei-
ter die Justierschraube der deut-
schen Energiepolitik. Das ist aus 
Sicht von Umweltschützer:innen 
nicht akzeptabel: Zu langsam lau-
fen der Ausstieg aus den Fossilen 
und die Hinwendung zu den Er-
neuerbaren. Die Aufnahme von 
Erdgas (auf Drängen Deutsch-
lands) und Atomkraft (auf Drän-
gen vor allem Frankreichs) in die 
EU-Taxonomie ist zudem ein Zei-
chen der Mutlosigkeit, erforderli-
che Reformen zügig und nachhal-
tig anzupacken.

 Grüne pro Atom?

Mit einem Kohleausstieg erst in 
rund zehn Jahren und einer unbe-
fristeten Weiternutzung von Erd-

gas bleibt Deutschland bis auf 
Weiteres abhängig von Roh-

stofflieferungen, und die 
kommen zu einem gro-

ßen Teil aus Russland. 
Seit Putins Feldzug 
gegen die Ukraine 
rückt die Befürch-
tung in den Fo-
kus, er könne dem 
Westen die Liefe-
rungen von Gas 
und Kohle ver-
weigern, um For-
derungen Nach-
druck zu verlei-
hen. Dabei ist die 
neue Sorge vor 
kalten und düs-

teren Zeiten nicht 
unberechtigt: Je-

weils rund die Hälfte 
der Importe von Kohle 

und Gas nach Deutsch-
land stammen aus Russ-

land. In Zeiten wie auch im-
mer gearteter Auseinanderset-

zungen mit einem Aggressor ge-
nau von diesem von Lieferungen 
gesellschaftlich und wirtschaft-
lich wichtiger Rohstoffe abhängig 
zu sein, besorgt Politiker:innen al-
ler Parteien – was gelegentlich ab-
surde Blüten hervorbringt: Der 

Um unabhängig von den Energie- 
importen aus autokratisch re-
gierten Staaten zu werden – und 
gleichzeitig die Klimabilanz zu 
verbessern –, müsste Deutsch-
land endlich beginnen, was 
Umweltschützer:innen seit lan-
ger Zeit fordern: Einsparung, Effi-
zienzsteigerung, Suffizienz – und 
Abkehr vom übertriebenen Kon-
sum. Im Angesicht der seit der 
Orangen Revolution 2004 herauf-
ziehenden Russland-Ukraine-Kri-
se und allemal vor dem Hinter-
grund der Klimakatastrophe hät-
te in den vergangenen fast 20 Jah-
ren viel erreicht werden können. 
Passiert ist erschreckend wenig. 
Nach wie vor sind die vier Stell-
schrauben der deutschen Ener-
giepolitik Kohle, Gas, Atom, Er-
neuerbare. Nach wie vor gibt es 
keine Spur einer Entwicklung hin 
zu mehr Sparsamkeit, Nachhal-
tigkeit und viel zu wenig alterna-
tive Energiegewinnung. Das fliegt 
Deutschland jetzt um die Ohren.

 Falsche Schraube

Denn einerseits ist der 
Kohleausstieg bereits 
beschlossene Sache. 
„Idealerweise” soll 
er bis 2030 voll-
zogen sein. Wel-
che Auswirkun-
gen das bis da-
hin noch emit-
tierte Kohlendi-
oxid haben wird, 
beschreibt der 
jüngst veröffent-
lichte zweite Teil 
des 6. IPCC-Be-
richts erneut auf 
eindrückliche Weise. 
Ein festes Anziehen 
dieser Schraube sogar 
noch vor 2030 wäre aus 
Klimagründen dringend 
erforderlich. 
Andererseits ist auch der 
Atomausstieg beschlossen. Die 
letzten drei AKWs laufen noch bis 
Ende des Jahres, dann geht das 
Zeitalter der Stromgewinnung 
aus Atomkraft unwiederbring-
lich zu Ende. Die Skepsis gegen-
über einer unbeherrschbaren 
Technik und die ungelöste Frage 

Weiterhin abhängig?
Erfordert die Trägheit der Politik nun doch Erdgas als Brückentechnologie? Von Andreas Conradt
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Gedanke, dass sich ausgerech-
net ein grüner Wirtschaftsmi-
nister für eine Verlängerung der 
Laufzeit noch bestehender Atom-
kraftwerke in Deutschland stark-
macht, wurde in Anbetracht der 
geopolitischen Krise selbst von 
seriösen Medien nicht mehr für 
abwegig befunden. Anfang März 
hatte Robert Habeck im ARD-Ma-
gazin „Bericht aus Berlin“ gesagt, 
dass sein Ministerium eine wei-
tere Nutzung der Atomenergie 
prüfe. Er werde dies nicht „ideo-
logisch abwehren“. Was er nicht 
ausführte: Der Auftrag war noch 
unter seinem Vorgänger ergan-
gen. Habeck selbst hätte ihn wohl 
auch nicht erteilt.
Die ihm anschließend in den 
Mund gelegten Worte vom Aus-
schluss von „Denkverboten“ und 
„Tabus“ stammen allerdings tat-
sächlich von zwei FDP-Politikern, 
die allzu gern versuchten, Ha-
becks Aussage umzudrehen: An-
dreas Pinkwart aus NRW forderte 
umgehende Diskussionen mit den 
Energieversorgern, und der ener-
giepolitische Sprecher der FDP im 
Bundestag, Peter Kruse, mahnte 
an, die Gewährleistung der Ver-
sorgungssicherheit in Deutsch-
land „ergebnisoffen und fakten-
basiert“ zu prüfen. 
Übersehen hatten die beiden 
FDP-Politiker, was dann Robert 
Habeck in der Sondersitzung des 
Ausschusses für Klimaschutz und 
Energie knapp eine Woche nach 
seinem Fernsehauftritt deutlich 
machte: Auch Brennstäbe für 
Atomkraftwerke kommen zu ei-
nem großen Teil aus Russland. 
Zudem hätten die Betreiber der 
noch am Netz befindlichen drei 
Meiler kein Interesse an einem 
Weiterbetrieb, weil sie gar nicht 
mehr über ausreichend Brenn-
stäbe verfügten. Deren Beschaf-
fung hätte einen Vorlauf von min-
destens zwei Jahren. Auch wür-
den Sicherheitsüberprüfungen 
nur noch in dem Maße geleistet, 
wie dies für eine Laufzeit bis Jah-
resende notwendig sei. Für einen 
Weiterbetrieb müssten die Sicher-
heitsstandards kurzfristig abge-
senkt werden. „Das kann keiner 
wollen“, so der Minister.
Ihm zur Seite sprang die energie-
politische Sprecherin der SPD-
Fraktion im Bundestag, Nina 
Scheer: „Eine Verlängerung der 

Laufzeiten von Atomkraftwerken 
ist weder sachlich, ökonomisch 
noch mit Blick auf die Energiesi-
cherheit sinnvoll und kommt so-
mit nicht in Betracht. Zumal ei-
ne Laufzeitverlängerung syste-
misch den Umstieg auf erneuer-
bare Energien erschwert.“ Selbst 
in der CDU scheint niemand auf 
eine Atom-Renaissance zu setzen: 
„Der Minister hat Gründe vorge-
tragen, die plausibel erscheinen“, 
sagte der Sprecher der Unions-
fraktion für Klimaschutz und Ener-
gie, Andreas Jung.

 Atomkraft hilft nicht

Eine verlängerte Laufzeit von 
AKWs würde die Abhängigkeit 
von russischem Gas ohnehin 
kaum verringern: Nur rund 15 
Prozent werden in Gaskraftwer-
ken genutzt, die zudem, im Ge-
gensatz zu den verbliebenen Re-
aktoren, neben Strom auch Fern-
wärme für Wohnungen und Ge-
werbe produzieren.
In der Tat deutet einiges dar-
auf hin, dass doch wieder Erd-
gas die Brückentechnologie sein 
soll. Denn in der Sondersitzung 
des Klimaausschusses kündigte 
Wirtschaftsminister Habeck eine 
staatliche Regulierung der Gas-
speicher an. Im Entwurf für ein 
„Gesetz zur Nationalen Gasreser-
ve“ heißt es: „Deutschland soll 
künftig eine nationale Gasreserve 
vorhalten. (…) Damit wird sicher-
gestellt, dass die Gasspeicher im-
mer ausreichend befüllt sind. Das 
haben die Marktakteure künftig zu 
gewährleisten.“ Der Entwurf wer-
de nun zwischen den Ressorts in-
nerhalb der Bundesregierung ab-
gestimmt, in Kraft treten soll das 
Gesetz bereits am 1. Mai. Es wäre 
womöglich auch ohne Putins Ein-
marsch in die Ukraine gekommen: 
Nie zuvor waren die Gasspeicher 
so leer wie in diesem Winter, und 
die Aussicht auf düstere und kalte 
Zeiten soll sich keinesfalls wieder-
holen. Dabei hätte auch eine Ver-
längerung der AKW-Laufzeiten 
nicht geholfen: Eine Gasheizung 
bleibt eine Gasheizung – sie läuft 
auch mit noch so viel Strom nicht.

Kommentare & Zitate

„Das kurze Gedankenspiel über eine Renais-
sance der Atomkraft infolge des Ukraine-Krie-
ges scheint beendet. Deutschland setzt wei-
ter auf die Brückentechnologie Erdgas. Damit 
bleibt allerdings unklar, woher dieses Gas kom-
men soll, ist die Abhängigkeit von Russland 
nicht gemindert. Eine Gasreserve verschafft 
im Krisenfall nur wenig mehr Zeit.“

Andreas Conradt, Gorleben Rundschau

„Ohne eine radikale Energiewende innerhalb 
dieses Jahrzehnts werden kritische Schwel-
lenwerte überschritten und die Klimakrise ver-
selbstständigt sich. Kohlekraftwerke beschleu-
nigen diesen Vorgang. Erdgas über die Welt-
meere zu transportieren, ist klimapolitischer 
Irrsinn. Und Atomenergie ist dem Klimawandel 
schutzlos ausgeliefert: AKWs müssen stetig ge-
kühlt werden – ist der Wasserpegel zu niedrig 
oder das Wasser zu warm, droht ein Störfall. 
Keiner dieser Energieträger eignet sich für die 
Zukunft. Deshalb müssen wir die Krise für ei-
ne radikale Energiewende nutzen, anstatt uns 
weiter in Abhängigkeiten und klimaschädliche 
Geschäfte zu verwickeln!“

Dr. med. Angelika Claußen, Vorsitzende IPPNW

„Wer die Abhängigkeit von russischem Erdgas 
tatsächlich relevant verringern will, muss an-
derswo ansetzen: beim schnellen Austausch 
von Gasheizungen, in denen ein Drittel des Erd-
gases verbrannt wird, und bei der Umstellung 
von Industrieprozessen, für die ein weiteres 
Drittel genutzt wird. Doch dazu ist von den an-
geblich um die Gasversorgung besorgten Atom-
freunden wenig zu hören.“

Malte Kreutzfeldt, 
Wirtschafts- und Umweltredakteur der taz

„Im Gebäudebereich muss energetisch saniert 
werden, und die notwendige Energie durch er-
neuerbare Energien hergestellt werden – bei-
spielsweise durch Photovoltaik in der Kombi-
nation mit Batteriespeichern und dem Einsatz 
von Wärmepumpen. Existierendes Erdgas in 
der Nah- und Fernwärme-Versorgung kann zu 
großen Teilen auf Biogas umgestellt werden.“

Claudia Kemfert, Leiterin der Abteilung Ener-
gie, Verkehr und Umwelt am Deutschen Insti-
tut für Wirtschaftsforschung (DIW)

Quellen
Statista
dpa
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tionale staatliche und private Mit-
tel für den Neubau des nordfinni-
schen AKW Pyhäjoki zu sichern, 
musste das Konsortium Fenno-
voima die Hilfe der russischen Ro-
satom in Anspruch nehmen, was 
zu Kritik von Forschern führte, die 
auf sicherheitspolitische Risiken 
hinwiesen. Rosatom ist ein welt-
weit führender Akteur auf dem 
Kernenergiemarkt und steht un-
ter direktem Einfluss der russi-
schen Regierung. Sein höchstes 
Gremium besteht aus Ministern, 
Vertretern der Rüstungsindustrie 
und des Atomwaffenprogramms. 
Rosatom machte früh im Prozess 
klar, dass es 49 Prozent des fin-
nischen Unternehmens bean-
sprucht – was ihm allerdings 
verweigert wurde. Die finnische 
Regierung hat stattdessen ent-
schieden, dass mindestens 60 
Prozent des Kernkraftwerks im  

 
Besitz von Akteuren aus der EU 
sein müssen. Ein kleines kroati-
sches Energieunternehmen zeig-

te daraufhin Interesse am Aktien-
kauf. Bei Recherchen stellte sich 
allerdings schnell heraus, dass 
das kroatische Unternehmen 
mehrheitlich russischen Bürgern 
gehörte, die Verbindungen so-
wohl zur Regierung als auch zu 
Rosatom hatten.
In Großbritannien hat unterdes-
sen ein staatliches chinesisches 
Atomkraftwerksunternehmen – 
die China General Nuclear Power 
Corporation – die Genehmigung 
erhalten, große Teile des neuen 
Kraftwerksblocks Hinkley Point 
C zu finanzieren. Zuhause in Chi-
na wurde das Unternehmen un-
ter anderem damit beauftragt, die 
Entwicklung der Landesverteidi-
gung zu unterstützen. Mitarbeiter 
wurden 2017 wegen des Versuchs 
verurteilt, sensible Informationen 
über die US-Atomkraft zu stehlen. 
Chinesische Unternehmen sind 
auch an anderen Projekten betei-
ligt, die in Großbritannien disku-
tiert oder geplant werden. Die bri-
tische Regierung versucht inzwi-
schen verzweifelt, aus der Ver-

einbarung mit dem Unterneh-
men auszusteigen.

Russland dagegen plant 
und baut neue Reakto-

ren in Weißrussland, 
Ungarn, Tschechi-
en, Bulgarien und 
der Slowakei. An-
lass für die weiß-
russische Regie-
rung, neue AKWs 
in Betrieb zu neh-
men, war, die Ab-
hängigkeit des 
Landes von rus-
sischem Gas zu 
verringern.  Iro-

nischerweise war 
nur Rosatom bereit, 

zu bauen, was Weiß-
russland nun noch ab-

hängiger von Russland 
gemacht hat.

Russland baut zudem mehre-
re Reaktoren im türkischen Ak-

kuyu. Auch der Brennstoff wird 
von Russland geliefert und spä-
ter auch zur Wiederaufarbeitung 
dorthin zurückgebracht, wodurch 
eine absurde Abhängigkeit eines 
NATO-Mitglieds vom russischen 
Autokraten Putin entsteht. Zeit-

Die wirtschaftlichen und ökolo-
gischen Probleme der Atomkraft 
sind hinlänglich bekannt. Aber 
jetzt muss Europa beginnen, 
mehr über einen dritten Aspekt 
zu sprechen – Uran als machtpo-
litisches Sicherheitsproblem. Es 
ist heute praktisch unmöglich, in 
Europa neue Atomkraftwerke zu 
errichten, ohne damit den Ein-
fluss Russlands und Chinas zu 
vergrößern. Die EU sollte darü-
ber nachdenken, wie ihre Energie- 
unabhängigkeit gesteigert wer-
den kann. Dabei besteht in der 
aktuellen Situation kein Zweifel 
daran, dass echte Unabhängig-
keit nur mit erneuerbaren Ener-
giequellen erreicht werden kann.

 Machtstrategie mit Atom

Nach einem Winter, in dem Wla-
dimir Putin die Bedingungen der 
europäischen Strompreise dik-
tierte, und nach den russischen 
Aggressionen gegen die Ukrai-
ne, steht das Thema Energie als 
sicherheitspolitische Heraus-
forderung auf der Tagesord-
nung. Vor diesem Hinter-
grund haben die Grünen 
(in Schweden, Anm. 
der Redaktion) neue 
Atomkraftprojekte 
in aller Welt über-
prüft und nach-
verfolgt, wer für 
die Finanzierun-
gen verantwort-
lich ist. Beunru-
higender weise 
stellte sich da-
bei heraus, dass 
die meisten neu-
en Reaktoren auf 
die eine oder ande-
re Weise durch den 
chinesischen oder 
russischen Staat fi-
nanziert werden. Es ist 
nichts Neues, dass diese 
antidemokratischen Kräf-
te eine expansive geopoliti-
sche und wirtschaftliche Agen-
da haben, aber jetzt ist klarer, 
dass die Atomkraft eine Schlüs-
selrolle in ihrer Machtstra-
tegie spielt. Es gibt dafür ei-
ne ganze Reihe von Beispielen:
Nach erfolglosen Versuchen, na-

Hochgradig gefährlich!
Lorentz Tovatt (Grüne): „Neue AKWs vergrößern den Einfluss Russlands und Chinas”
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gleich mit dem Baubeginn hat 
die Türkei russische Luftverteidi-
gungssysteme bestellt.

Die Liste könnte noch weiterge-
führt werden, und sie gilt beilei-
be nicht nur für Europa. Russland 
und China investieren in fast alle 
aktuellen Nuklearprojekte welt-
weit. Dies geschieht häufig in Län-
dern, die bereits jetzt über Atom-
waffen verfügen oder ein macht-
politisches Interesse daran ha-
ben. Die wenigen Firmen, die 
nicht von China oder Russland ge-
steuert werden, haben oft strate-
gische Partnerschaften mit von 
dort kontrollierten Unternehmen. 
Investitionen sind ein Schlüssel 
zur Machtagenda Russlands und 
Chinas, um wirtschaftliche und 
technologische Abhängigkeit zu 
schaffen.

 Nicht erpressbar machen

Dabei sollte ein Handel mit Chi-
na und Russland nicht generell 
verteufelt werden. Chinesische 
Unternehmen haben zum Bei-
spiel umfangreich in europäische 
Windenergie investiert. Aber, und 
das ist das Wichtigste, es ist si-
cherheitspolitisch gefährlich, die-
sen Mächten großen wirtschaft-
lichen und technischen Einfluss 
auf erpressbare Infrastruktur zu 
geben. Noch schlimmer ist es, 
die Frage der nuklearen Sicher-
heit Staaten zu überlassen, die es 
nicht immer gut meinen. Niemand 
kann garantieren, dass gesteuer-
te Firmen aus autokratischen Län-
dern nicht technische Hintertü-
ren in Systeme einbauen – oder 
einbauen müssen. Experten aus 
Großbritannien und den USA war-
nen davor seit Langem. Einzelne 
Windparks stellen für sich genom-
men keinen ausreichend bedeu-
tenden Teil der Energieversor-
gung dar, um im Falle einer Ab-
schaltung ein ganzes Land lahm-
zulegen. Ein System, das von rus-
sischer oder chinesischer Atom-
kraft abhängig ist, wäre jedoch of-
fensichtlich fragil.
Wenn heute von gewissen Krei-
sen die Atomkraft als „nachhal-
tig“ eingestuft wird und so An-
reize zur Investition in die Nuk-
leartechnik geschaffen werden, 
dann muss – gerade im Angesicht 
der Invasion Putins in der Ukrai-

ne – erklärt werden, wie dies oh-
ne Einfluss von Unternehmen aus 
Russland oder China oder mit ih-
nen verbundenen Akteuren ge-
schehen soll.

 Fokus auf Risiken

Um die Risiken in Zukunft zu re-
duzieren, ist eine zweiteilige Stra-
tegie erforderlich. Erstens muss 
die Kontrolle an ausländischen Di-
rektinvestitionen einen stärkeren 
Fokus auf die Risiken im Zusam-
menhang mit Kernkraft und ande-
ren lebenswichtigen Energieinfra-
strukturen legen. Diese Kontrol-
len müssen auf EU-Ebene und in 
den Mitgliedsstaaten geschehen. 
Zweitens muss die Energiewen-
de beschleunigt werden. Die EU-
Staaten müssen regionale und in 
Aktienbesitz befindliche Unter-
nehmen zur Produktion erneuer-
baren Stroms weiter fördern. So 
kann die Robustheit des Strom-
systems gestärkt werden. Eine 
Strategie für Wasserstoff sollte 
entwickelt werden, um die Versor-
gungssicherheit weiter zu stabili-
sieren und Schwankungen in der 
Stromproduktion auszugleichen.

 Energie- und Sicherheits-
politik zusammen denken

Eine Reihe europäischer Länder 
wie Frankreich, Schweden Finn-
land und Großbritannien haben 
in den letzten Jahren einen Weg 
eingeschlagen, mit dem die Ge-
fahr steigt, einen Energiemarkt 
mit zentralisierter Atomstrom-
erzeugung in Abhängigkeit von 
russischem Uran zu schaffen. Fra-
gen sicherheitspolitischer Natur 
mussten dabei bisher nicht von 
denselben Parteien beantwor-
tet werden, die eine Renaissance 
der Atomkraft befürworten. Spä-
testens mit dem Einfall der russi-
schen Armee in die Ukraine dürf-
te klar sein, dass künftig beide As-
pekte zusammen gedacht werden 
müssen.

Kommentare & Zitate

„Das Risiko für einen Atomunfall mit interna-
tionalen Auswirkungen hat sich im Zuge der 
russischen Invasion deutlich erhöht. Russlands 
Vorgehen hat unmittelbare Gefahren für die Si-
cherheit dieser Anlagen ausgelöst.”

Resolution der IAEA

„Gerade jetzt sehen wir in der Ukraine (...), dass 
die AKWs ein Unsicherheitsfaktor sind. Wir soll-
ten in Zeiten, wo wir von Risiken bedroht sind, 
nicht weitere Risiken hinzufügen.”

Steffi Lemke, Bundesumweltministerin (Grüne) 

„Atomkraftwerke in Deutschland wieder hoch-
fahren als Reaktion darauf, dass Putin gera-
de Krieg führt, während Putin literally Atom-
kraftwerke in der Ukraine angreift, scheint mir 
irgendwie nicht so richtig zu Ende gedacht.“

Stephan Anpalagan, Journalist

„Die Atomkraftwerke im Kriegsgebiet in der 
Ukraine stellen eine nie dagewesene nuklea-
re Bedrohung für ganz Europa dar. Angesichts 
der Bilder vom Brand am AKW Saporischsch-
ja sind die Rufe führender Unions-Politiker wie 
Markus Söder nach Laufzeitverlängerungen in 
Deutschland geradezu unerträglich. Nur eine 
zügige Energiewende schafft sicherheits- und 
friedenspolitische Voraussetzungen für ein zu-
kunftsfähiges Europa. Das sollte spätestens 
jetzt auch jenen Politikern klar sein, die in den 
vergangenen Monaten für die Aufnahme von 
Atomkraft und Erdgas in die EU-Taxonomie ge-
kämpft haben. Die Bundesregierung und auch 
die EU müssen jetzt alles daransetzen, um den 
Ausbau der erneuerbaren Energien zu beschleu-
nigen und das fossil-atomare Energiezeitalter 
so schnell wie möglich zu beenden.“

Angela Wolf, BUND-Expertin
für Energiepolitik, Klima und Atom

„20 Prozent des in der EU genutzten natürlichen 
Urans wurden 2020 aus Russland importiert. 
Noch einmal so viel wurde aus der Ex-Sowjet-
republik Kasachstan importiert, einem langjäh-
rigen Kremlverbündeten. Das geht aus einem 
internen Vermerk des Grünen-Abgeordneten 
Stefan Wenzel hervor, der sich auf Zahlen der 
Euratom-Versorgungsagentur (ESA) stützt.”

DER SPIEGEL

Quelle
Miljöpartiet, Schweden
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mindestens fraglich, und zudem 
ist der Satz – gerade in Bezug auf 
den Kernenergiesektor – allzu aka-
demisch und lässt den Bezug zur 
Realität vermissen. Denn selbst 
wenn die Atomkraft nur als Über-
gangs- und Brückentechnologie 
fungieren sollte, gingen viele Jah-
re ins Land, bis ein Effekt auf die 
Reduzierung der Treibhausgase 
einsetzen würde. Zeit, die man in 
der Klimakrise nicht hat. Zudem 
müssten Bürger:innen enorme 
Kostensteigerungen hinnehmen: 
Atomkraft gilt heute und mit stei-
gender Tendenz als teuerste Art 
der Stromerzeugung, von Risiken 
beim Betrieb von AKWs und der 
Endlagerung des strahlenden Ab-
falls ganz zu schweigen. Das Prädi-
kat „nachhaltig“ verbietet sich für 

land unterstützt dieses Vorhaben 
trotz des eigenen Atomausstiegs, 
weil es umgekehrt die Zustim-
mung der Franzosen für die grü-
ne Klassifizierung von Gaskraft-
werken braucht. Berlin sieht sie 
als Übergangslösung zur Vermei-
dung einer vorgeblichen Strom-
lücke nach Abschalten der letz-
ten drei Kernkraftwerke Ende des 
Jahres und in Zeiten steigender 
Nachfrage nach Strom.
 „Es muss anerkannt werden, dass 
der fossile Gas- und der Kernener-
giesektor zur Dekarbonisierung 
der Wirtschaft der Union beitra-
gen können“, heißt es in einem 
Brüsseler Entwurfspapier, das in 
der Neujahrsnacht an alle 27 EU-
Staaten geschickt wurde. 
Das ist schon für sich genommen 

Das Bild auf dieser Doppelseite 
zeigt den Ort Gommern nahe Mag-
deburg während eines Stromaus-
falls Anfang 2007. Aber vielmehr 
noch illustriert es die Ängste, mit 
denen Kernkraft-Lobbyisten aktu-
ell versuchen, die längst überwun-
den geglaubte Art der Energie-
gewinnung neu zu etablieren. In 
Brüssel wird derzeit um die künfti-
ge europäische Energiepolitik ge-
rungen. Insbesondere Frankreich 
und Deutschland drängen darauf, 
Atomkraft und die Verstromung 
von Gas als umweltfreundlich zu 
klassifizieren und in die EU-Taxo-
nomie für nachhaltige Investiti-
onen aufzunehmen. Dabei hofft 
Frankreich auf frisches Anlageka-
pital zur Renovierung seines ma-
roden AKW-Bestands. Deutsch-
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Atomausstieg by design

Interview Spätestens mit der Veröffentlichung der Regeln für die 
Einbeziehung von Erdgas und Kernenergie in die EU-Taxonomie zu 
nachhaltigen Investitionen am vergangenen Silvesterabend begann 
die Diskussion um eine Renaissance der Atomkraft in Europa. Die 
Energiereferentin Dr. Eva Stegen erläutert, was davon zu halten ist. 
Die Fragen stellte Andreas Conradt

Atomkraft schon allein deshalb.

 Frau Dr. Stegen, was verspricht 
sich die EU von der Einstufung der 
Atomkraft als „nachhaltig“?

Es ist insbesondere die franzö-
sische Regierung, die durch ih-
re Schlüsselindustrie derart ho-
he Staatsschulden eingefahren 
hat, dass sie nach neuen Geld-
quellen sucht, um einerseits den 
bestehenden AKW-Park mit viel 
Geld noch einige Jahre am Netz 
zu halten: Allein die als „Grand 
Carénage“ bezeichnete Gerneral- 
überholung der Altmeiler zwi-
schen 2016 und 2030 bezifferte 
der Rechnungshof auf fast 100 
Milliarden Euro. Andererseits will 
die Atommacht Frankreich über 

die Stromkunden die Kosten für 
die Antriebsreaktoren der franzö-
sischen Marine einhegen. Ohne 
Atom-U-Boote sind die schönsten 
Atomwaffen nutzlos. Man muss 
schon in der Lage sein, sie unbe-
merkt und über weite Distanzen 
in Reichweite potenzieller Ziele 
bringen zu können. Die französi-
schen Nukleokraten haben in Ost-
europa viele Verbündete gefun-
den, die bereit waren, Atomkraft 
in die Taxonomie zu lobbyieren. 
Aber auch andere Akteure wie das 
amerikanische Atom-Startup Ter-
rapower strecken in Brüssel die 
Fühler nach europäischem Risi-
kokapital aus.

 Die EU-Einstufung der Atom-
kraft als „nachhaltig“ soll nur „un-

ter bestimmten Voraussetzun-
gen“ erfolgen. Welche sind das, 
und sind diese Voraussetzungen 
überhaupt zu erfüllen? 

Im Januar wurde die Europäische 
Lobbyorganisation FORATOM 
nervös, weil die Anforderung 
der Nutzung der „besten verfüg-
baren Technologie und dem bes-
ten unfalltoleranten Brennstoff“ 
im Raum stand. Das genau trifft 
nur in der Theorie und nur auf die 
nicht vorhandenen Luftschlösser, 
die Flüssigsalzreaktoren zu, von 
denen kein Prototyp in Sicht ist. 
Unabhängig davon unterschlagen 
Lobbyisten im Dienste vermeint-
lich „neuer Atomkraft“ systema-
tisch, dass eine [bei der 4. Gene-
ration AKWs angeblich ausge- 

Renaissance der Atomkraft?
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kritikwürdigen, hohen Stufen am 
Ende des Pfads, scheint Frank-
reich „by desaster“ auszustei-
gen, mit zunehmenden techni-
schen Problemen. Unterdessen 
wird in Polen seit mehr als zehn 
Jahren nach Atomkraft gerufen, 
weil sonst – schon vor zwei Jah-
ren – „die Lichter” ausgegangen 
sein sollten.
Für die Zukunft kommt es aller-
dings darauf an, wie es der aktu-
ellen Regierung gelingt, die Ver-
säumnisse der Vorgänger aufzu-
holen und die Blockaden für den 
Ausbau der Erneuerbaren aus 
dem Weg zu räumen, um den kom-
pletten fossil-nuklearen Ausstieg 
zu meistern. Es wird nicht leicht, 
wenn nicht endlich die Solar- und 
Windkraft von ihren bürokrati-
schen Gängelbändern befreit wer-
den. Sich stattdessen auf erzeu-
gungstechnische Problem-Nach-
barn zu verlassen, wäre unklug.

 In Frankreich hat es kürzlich 
mehrfach Stromengpässe gege-
ben. Inwieweit hat das ursächlich 
mit der hohen Zahl von AKWs in 
unserem Nachbarland zu tun?

Frankreichs Atom-Monokultur 
führt nicht nur deshalb zu gro-
ßen Problemen, weil der Kraft-
werkspark binnen weniger Jahre 
hochgezogen wurde und sich da-
mit die Altersbeschwerden syn-
chron durch die gesamte Reak-
torflotte ziehen. Die technologi-
sche Sperrhaltung gegen die Er-
neuerbaren rächt sich natürlich, 
weil bei Atomausfällen die teu-
ren Gaskraftwerke hochgefah-
ren werden, eingemottete Koh-

rechten Kandidaten als auch Ma-
cron glauben, damit Wähler:innen 
auf ihre Seite ziehen zu können. 
Vermutlich sehen wir in den kom-
menden Jahren das Kartenhaus 
vom „billigen“ Atomstrom in sich 
zusammenbrechen. In der kalten 
Jahreszeit – das sehen wir seit ei-
nigen Jahren – treiben französi-
sche Atomausfälle sowohl den 
dortigen Börsenstrompreis als 
auch die Abhängigkeit von fos-
silen Energieträgern und Strom-
Importen hoch.

 Wäre eine Laufzeitverlänge-
rung der restlichen AKWs in 
Deutschland technisch überhaupt 
machbar?

Die Frage stellt sich gar nicht, 
da keiner der deutschen Betrei-
ber seine Brennstoff-, Revisi-
ons-, und Personal-Planung auf 
eine Verlängerung des Atomzeit-
alters ausgerichtet hat. Die Stillle-
gungs-Prozesse sind seit Jahren 
auf dem Weg, das Paket schnürt 
keiner mehr auf, der betriebswirt-
schaftlich denkt. 

 Immer wieder ist zu hören, dass 
Deutschland schon jetzt und spä-
testens nach Abschalten der letz-
ten drei AKWs Ende des Jahres 
Atomstrom aus Frankreich und 
Polen importieren muss, um 
Blackouts zu vermeiden. Stim-
men diese Aussagen?

Nein. Die Import-Legende ist 
schon seit Jahren widerlegt, seit 
20 Jahren ist Deutschland Net-
to-Exporteur. Im letzten Jahr hat 
Deutschland 6,5 TWh allein nach 
Frankreich exportiert, insgesamt 
waren es 15 TWh Export-Über-
schuss. Das sind 250 Prozent des 
Netto-Exports vom Fukushima-
Jahr, in dem [in Deutschland, 
Anm. d. Red.] acht AKW stillge-
legt wurden. Während Deutsch-
land „by design“ aussteigt, mit 

schlossene, Anm. d. Red.] Kern-
schmelze längst nicht das einzig 
mögliche Unfallszenario ist, das 
zu katastrophalen Radioaktivitäts-
freisetzungen führen könnte. 

 Wird die Einstufung zu einer Re-
naissance der Atomkraft führen – 
in Europa und konkret in Deutsch-
land?

Das Ankündigen sogenannter 
Atom-Renaissancen setzte we-
nige Jahre nach Tschernobyl ein 
und zieht sich wie ein roter Faden 
durch den Blätterwald. Es ist nie 
etwas daraus geworden. Die Eu-
ropäische Atomstromproduktion 
hat bereits 2004 ihren Zenit über-
schritten und ist seitdem im steti-
gen Abwärtstrend. 2014 wurde sie 
von der regenerativen Strompro-
duktion überholt, deren Kurve im 
Gegensatz zur nuklearen Nieder-
gangs-Kurve deutlich nach oben 
zeigt. Die deutschen Firmen ha-
ben sich längst aus dem Atom-
kraftwerksbau zurückgezogen.
Die französische Atomindustrie 
kämpft verzweifelt um ihre Posi-
tion, unter den wenigen im glo-
balen Atomkraftwerksbau zu blei-
ben. Sie hatte eigentlich geplant, 
ihren eigenen Atomkraftwerk-
spark, der nun an das Ende sei-
ner technischen und wirtschaft-
lichen Laufzeit kommt, mit – da-
mals neuen – Generation-3-Reak-
toren zu erneuern, und mit diesen 
Europäischen Druckwasser-Reak-
toren, EPR, auch Player am Welt-
markt zu bleiben. Das geht gerade 
gründlich in die Hose. Von 200 an-
gekündigten EPR straucheln ge-
rade 6 Blöcke zwischen Kosten-
Explosionen, Bauzeitverzögerun-
gen, Pfusch am Bau und generi-
schen Fehlern herum, die Aktien-
Werte der Atomkonzerne erodie-
ren. Die Ankündigung des Prä-
sidenten von weiteren bis zu 14 
AKW würde ich als Wahlkampf-
Getöse verbuchen. Sowohl die 

Renaissance der Atomkraft?
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Dr. Eva Stegen ist 
Energiereferentin der 

Elektrizitätswerke 
Schönau (EWS)

lekraftwerke reaktiviert werden 
und man dennoch von teuren Im-
porten abhängig ist. Frankreich 
hat trotz fantastischer geographi-
scher Bedingungen als einziges 
Europäisches Land seine Rege-
nerativ-Hausaufgaben für 2020 
nicht gemacht. Aus Sicht der Nu-
kleokraten ist das allzu verständ-
lich, denn wenn erst die günsti-
gen Erneuerbaren die freiwerden-
den Marktanteile übernehmen, 
braucht und will niemand mehr 
teure AKW-Neubauten. Dann al-
lerdings bricht die Querfinanzie-
rung der militärischen Atomkraft 
durch den zivilen Infrastruktur-
Garanten weg. 

 Von Atomkraftgegnern hört 
man, Atomkraft sei die teuerste 
Art, Strom zu produzieren und des-
halb auch finanziell nicht „nach-
haltig“ und ein Auslaufmodell. 
Könnten sich Länder wie Frank-
reich und Polen mit ihren Bemü-
hungen pro Atom verkalkulieren?

Das stimmt, die einzige Strom-
erzeugungsart, die mit einer ne-
gativen Lernkurve glänzt, ist die 
Atomkraft. Die intensiven Bemü-
hungen um europäische Geldtöp-

fe sind also folgerichtig. Und auch 
die Tatsache, dass Polen trotz 
schillernder Blackout-Drohszena-
rien kein Investitionskapital auf-
treiben kann, um am Standort sei-
ner unfertigen Atom-Bauruinen 
Zarnowiec ein AKW zu errichten.
Aus Sicht der Stromkund:innen 
und der Steuerzahler:innen ist 
Atomkraft sehr teuer. Lange blie-
ben die verdeckten Kosten in 
Frankreich unsichtbar, aber je öf-
ter der Staat Steuergelder in die 
kapitalintensiven Atomkonzerne 
pumpt, desto häufiger gibt es Är-
ger mit dem Finanzminister und 
mit der EU-Wettbewerbsbehör-
de. Aus Sicht der Militärs einer 
Atommacht sind zivile Strom-
produktions-Anlagen allerdings 
willkommene Kostensenker, die 
sowohl Kosten als auch Orga-
nisation von Forschungs-, Ent-
wicklungs- und Ausbildungsinf-
rastruktur mit schultern, die die 
Zulieferindustrie am Laufen hal-
ten und die gesamte industrielle 
Basis garantieren. 
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Atomlobbyisten, Medien und Unternehmer werden nicht müde, uns eine Renaissance der Atomkraft mit
angeblich völlig neuen Reaktortypen zu prophezeien. Dabei sind die Konzepte meist nicht weiter ausgereift als aller-

lei Fantasien aus den Anfängen des Atomzeitalters. Einige der angeblich neuen Ideen gab es sogar damls schon.
Andreas Conradt hat in alten Zeitschriften geblättert.

Döntjes  mit Utsikten

Aus sentimentalen Gründen hebe ich 
eine ganze Reihe alter Ausgaben der 
Zeitschrift „hobby“ auf, die mein tech-
nikbegeisterter Großvater in den Fünf-
ziger- und Sechzigerjahren des letz-
ten Jahrhunderts offenbar reihenweise 
verschlungen hat und in denen er wich-
tig erscheinende Textstellen angestri-
chen und kommentiert hat. Sogar auf 
dem Titelblatt! Ich betone die Anga-
be „des letzten Jahrhunderts“, denn 
neben allerlei Bastelanleitungen für 
Flug- und Schiffsmodelle, neben Kons-
truktionsplänen für Röhrenradios und 
Berichte über technische Meisterwer-
ke in aller Welt, finden sich auch heu-
te amüsant anmutende Artikel über 
Errungenschaften, die die Redaktion 
für die Zukunft erwartete: senkrecht 
startende Passagierflugzeuge (Propel-
loplan, 1957), schwebende Autos (Stra-
ßen-Düsen-Kreuzer, 1961), Kolonien 
auf dem Mond (Trabanten-Dorf, 1962)

Parallelen zu heute

Das alles lässt einen amüsiert zurück, 
ungläubig bisweilen über die Naivität 
und den unbedingten Glauben unse-
rer Väter und Großväter an die Mög-
lichkeiten technischer Entwicklung. 
(Ich will nicht ungerecht sein: Die hob-
by-Redaktion hat auch berichtet über 
damals undenkbare Herzoperationen, 
neuartige Fertighäuser und das futu-
ristisch anmutende Farbfernsehen. 
Ehre, wem Ehre gebührt!)
Vollends absurd wird der Blick in die 
Vergangenheit aber, wenn von Ent-
wicklungen berichtet wird, die all die 
Technikverliebtheit erst so richtig be-
feuern sollte: Atomkraft! Und da gibt 
es erschreckende Parallelen zur heuti-
gen Zeit: Neben Tests vom Auto Uni-
on 1000 und der Kugelkopf-Schreib-
maschine IBM 72, berichten die Her-
ren der Stuttgarter hobby-Redaktion 
auch immer wieder geradezu Fantasti-

sches über die Pläne, den schon damals 
stetig wachsenden Bedarf an Elektri-
zität für immer zu decken. 

Pilot-AKW am Main

So wird im September 1958 unter der 
Überschrift „Atom-Strom für deut-
sche Städte“ vom geplanten Bau des 
ersten Pilot-AKW in Kahl am Main 
berichtet. Aber, ach, so berichtet 
hobby, „dann kam einiges anders: 
Im Sommer 1957 machte sich näm-
lich in den USA unter den Erbauern 
von Atomkraftwerken ein gewisser 
Pessimismus breit, weil bei fast allen 
im Bau befindlichen Anlagen die ur-
sprünglich veranschlagten Baukosten 
wesentlich überschritten werden muß-
ten.“ Heutige Projekte kommen einem 
in den Sinn: Olkiluoto in Finnland, 
der EPR in Frankreich und das Kraft-
werk Hinkley Point in Großbritannien 
– überall gibt es Bauzeitverzögerun-
gen und enorme Kostensteigerungen. 
Weiter heißt es in dem Artikel, dass 
aufgrund der Umhüllung des gesam-
ten atomtechnischen Teils des Kraft-
werks mit einem drucksicheren Stahl- 
und Betongefäß „selbst dann, wenn 
der Leistungsreaktor einmal ,durch-
gehen‘ sollte – ein Ereignis, das in-
folge der vielfältigen Sicherheitsmaß-
nahmen so gut wie ausgeschlossen ist 
–, keine Spaltprodukte in die freie At-
mosphäre gelangen können.“ Das erste 
dokumentierte ,Durchgehen‘ mit Frei-
setzung von Radioaktivität in die Um-
welt, 1977 im Atomkraftwerk Three 
Miles Island, lag da nur noch 19 Jah-
re in der Zukunft.

Atom für die Menschheit

Vollends gespenstisch wird es in der 
hobby-Ausgabe vom November 1961. 
Unter dem Titel „ENERGIE für 5 
Milliarden Menschen“ wird dort von 
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Plasma- und Chemonuklearreaktoren 
als den Kraftwerken der Zukunft ge-
träumt. Aus anderen Gründen zwar als 
im 21. Jahrhundert, kommt der Re-
dakteur, ein Dr. Bruno Kerres, doch 
zum gleichen Schluss wie wir heute: 
„So wird das Energieproblem zum 
vordringlichsten Lebensproblem der 
Menschheit.“ Ein geradezu propheti-
scher Satz, dem folgt, was ebenfalls 
unverändert gilt: „Was man heute als 
Atomkraftwerke bezeichnet, sind An-
lagen, in denen man durch Spaltung 
von Atomkernen zuerst Wärmeener-
gie gewinnt, die mit Hilfe konventi-
oneller Kraftanlagen in Elektrizität 
umgewandelt wird.“ Damals träum-
te man von einer alternativen Nut-
zung der Atomkraft zur Energiever-
sorgung und begründete deren Not-
wendigkeit mit den endlichen Uran-
vorkommen, heute soll mit der Dis-
kussion um AKW der vierten Gene-
ration eher die behauptete Strom- 
lücke vermieden und die angebliche 
Ungefährlichkeit der Atomkraft sug-
geriert werden.
In seinem Artikel preist der Autor 1961 
„die zweite prinzipielle Möglichkeit 
der Atomenergiegewinnung (…) näm-
lich durch Kernverschmelzung.“ Der 
Begriff klingt noch ein wenig holprig, 
heute, gut 60 Jahre nach Erscheinen 
des Artikels in hobby, wird uns das 
gleiche Verfahren immer noch als bald 
verfügbare Technologie angepriesen: 
Kernfusion. Das Büro für Technik-
folgen-Abschätzung beim Deutschen 
Bundestag hatte allerdings schon im 
März 2002 darauf hingewiesen, dass 
der erste wirtschaftlich nutzbare Re-
aktor nicht vor 2050 erwartet werden 
könne, und das auch nur, falls sich die 
technologischen Hindernisse überwin-
den ließen. Viel zu spät also, um den 

dringend erforderlichen Ausstieg aus 
der Kohleverstromung in den nächs-
ten zehn Jahren abfedern zu können. 
Mit dem KSTAR (Korea Superconduc-
ting Tokamak Advanced Research), 
einem Fusionsreaktor in der Stadt 
Daejeon, konnten Wissenschaftler 
kürzlich zwar einen Weltrekord auf-
stellen: Erstmals ist über eine Dauer 
von 20 Sekunden eine Temperatur des 
Ionenplasmas von über 100 Millionen 
Grad Celsius gehalten worden. Davor 
war das noch auf keiner anderen An-
lage gelungen. Nur bräuchte es für die 
Stromversorgung eine permanent lau-
fende Fusion – und das in vielen Anla-
gen weltweit. Ausgeschlossen, das in 
den wenigen Jahren zu schaffen, die 
uns noch zur Umstellung der Ener-
gieversorgung bleiben.

Funktioniert nur im Labor

Auch schon im Artikel von Anfang 
1961 erwähnt ist ein Plasma-Reaktor, 
an dem seinerzeit Wissenschaftler der 
Universität Kalifornien intensiv ar-
beiteten. Anders als heute, war die 
Bezeichnung damals kein Synonym 
für einen Kernfusionsreaktor, son-
dern bezeichnete eine gänzlich ande-
re Technologie. Sie klang einst vielver-
sprechend – und hat doch das Stadi-
um von Laborversuchen nie überwun-
den. Ein Schicksal, das der Plasma-
Reaktor mit dem im Artikel ebenfalls 
beschriebenen Chemonuklear-Reak-
tor teilt.
Heute heißen die vorgeblichen Heils-
bringer Flüssigsalzreaktor (MSR), 
Laufwellenreaktor (TWR) und Small 
Modular Reactor (SMR). Sie sollen 
Wunderdinge vollbringen können – 
Atommüll vernichten, unfallfrei ar-
beiten –, aber ob ihre Zukunftschan-

cen besser sind als die in den Sech-
zigerjahren diskutierten Modelle, ist 
noch keineswegs sicher. Bislang jeden-
falls existieren sie, wie damals, nur auf 
dem Papier. Sich auf sie zu verlassen, 
käme einer Kapitulation vor dem Kli-
mawandel gleich. 
Ironischerweise hat immerhin ei-
ner der im hobby-Artikel beschriebe-
nen „alternativen Reaktoren“ Kar-
riere machen können. Die „thermo- 
ionische Energiegewinnung“ ist auch 
heute noch ein zentrales Element bei 
der Herstellung von Strom – in So-
larmodulen und gänzlich ohne radio- 
aktive Stoffe! 
Kaum etwas von dem, was Dr. Ker-
res in seinem Artikel in der September 
Ausgabe des hobby-Heftes prophezeit, 
hat es zur Reife gebracht, hat je zur 
Stromerzeugung beitragen können. Es 
gibt keinen Anlass, zu glauben, die 
Propheten von heute seien besser.

Omas Fazit

Die Ehefrau des begeisterten Lesers 
der hobby-Hefte, meine Großmutter, 
sprach bei Fantastereien immer von 
„Döntjes mit Utsikten“! So war das, 
damals, in den Fünfziger- und Sechzi-
gerjahren mit den zukünftigen Atom-
kraftwerken. Und so ist es auch im-
mer noch, heute, in den Zwanziger-
jahren mit den Döntjes der Lobbyisten 
und Milliardäre von kleinen modula-
ren Reaktoren und AKWs der vierten 
Generation. Nur eins ist anders: Wir 
haben keine Zeit mehr! Für die Reduk-
tion von CO2 brauchen wir Lösungen 
jetzt. Utsikten helfen da nicht weiter.

Quellen:
hobby, Ausgaben
1/1954, 2/1957, 3/1958, 9/1958, 9/1961, 13/1961
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füllen. Jedenfalls beteuern das all 
jene, die auf einen neuen Atom-
Boom setzen.

 Alte Ideen, neu aufgelegt

Im „Generation IV International 
Forum“ (GIF) haben sie sich im 
Jahr 2000 zusammengeschlos-
sen, 13 Staaten sind inzwischen 
Mitglied, darunter die USA, Frank-
reich, Russland, China und Groß-
britannien, dazu noch Euratom. 
Aus den unzähligen theoretisch 
denkbaren Reaktortypen haben 
sie eine Handvoll Ideen ausge-
wählt, die sie weiterverfolgen 
wollen.
Neu sind die allerdings alle nicht. 
Der Flüssigsalzreaktor, eines der 
am meisten gehypten Model-
le, stammt aus den 1950er-Jah-
ren. Ziel damals war ein atoma-
rer Flugzeug-Antrieb; soweit aber 
kam es nie. Ein stationärer Flüs-
sigsalzreaktor lief immerhin zwei 
Jahre. Danach war klar: Das Salz 
verursacht immense Korrosions-
probleme, zudem ist die Strah-
lenbelastung aufgrund der vielen 
Spaltprodukte hoch und es ent-
stehen große Mengen radioakti-
ven Tritiums, die unaufhaltbar in 
die Umgebung entweichen. Die 
US-Regierung stoppte daraufhin 
das Projekt.
Oder der Kugelhaufenreaktor, 
dessen Exemplare in Jülich und 

Hamm-Uentrop es mit gravie-
renden Störfällen zu zweifelhaf-
ter Berühmtheit gebracht haben. 
Nachdem ein Wiederbelebungs-
versuch der Technik in Südafri-
ka scheiterte, hat nun China ei-
nen – 30 waren angekündigt – 
250-Megawatt-Meiler in Bau. 
Aus Kostengründen haben die 
Konstrukteur:innen darauf ver-
zichtet, ihn mit einer Schutzhülle 
(Containment) zu versehen.
Oder der schnelle Brüter, mit 
brennbarem Natrium im Kühl-
kreislauf. Sein Prototyp in Kal-
kar ging aufgrund schwerwie-
gender Sicherheitsprobleme nie 
in Betrieb. Die teuerste Bauruine 
Deutschlands beherbergt heu-
te den Freizeitpark „Kernwas-
ser-Wunderland“, der Strom ver-
braucht statt ihn zu erzeugen. Der 
französische Schnellbrüter „Su-
perphénix“, gelistet als kommer-
zieller Reaktor, lag in seinen elf 
Betriebsjahren die meiste Zeit 
still.
Die Jünger der neuen Atom-Tech-
nik ficht das alles nicht an. Bis 
heute gibt es kein einziges funk-
tionierendes AKW der Generati-
on IV, nicht mal einen Prototyp-
Reaktor – bloß Skizzen, Konzepte 
und, ja, zwei Baustellen. Die im-
mensen materialtechnischen Pro-
bleme der meisten Reaktortypen 
sind völlig ungelöst. Dennoch will 
etwa das US-Energieministerium 

Der Präsident des deutschen 
Atomforums nahm kein Blatt vor 
den Mund. Deutschland, forderte 
Ralf Güldner 2018 auf einem Tref-
fen der Atombranche, müsse sich 
auch nach Abschalten des letzten 
AKW weiter „an der Reaktorent-
wicklung beteiligen“. Reaktorent-
wicklung? Neue Reaktoren? Geht 
das alles nochmal los?
Es gibt nicht wenige, die genau 
daran glauben. Magazine und 
Fernsehsender berichten darüber. 
Über Startups, die Reaktoren pla-
nen. Über Atomkraft ohne Atom-
Probleme. Keine Gefahr, kein ge-
fährlicher Müll, keine horrenden 
Kosten, dafür ganz viel Energie. 
Dank der neuen Meiler der „Gene-
ration IV“. Es sind dieselben Ver-
sprechungen, welche die Atom-
lobby schon in den 1950er-Jahren 
machte. Tatsächlich war die erste 
Generation der Atommeiler von 
alldem weit entfernt, die zweite 
– die heute laufenden Reaktoren 
– ebenso: Tschernobyl und Fuku-
shima lassen grüßen. „Generati-
on III“, zu der etwa der „Europä-
ische Druckwasserreaktor“ EPR 
zählt, der in Finnland und Frank-
reich schon beim Bau wegen gra-
vierender Sicherheitsmängel und 
exorbitanter Kosten für Schlagzei-
len sorgt, bricht die inzwischen 
jahrzehntealten Versprechen 
noch immer. Ausgerechnet „Ge-
neration IV“ aber soll sie nun er-

Renaissance? Reaktorkonzepte der „Generation IV“ sollen die ungeliebte Atomkraft wieder salonfähig machen. „Sicher, sau-
ber, billig“ lautet das Versprechen. Tatsächlich lösen die Nuklearvisionen keines der zahlreichen Atom-Probleme. Und die 
meistgehypten neuen AKW-Modelle liefern sogar Rohstoff für Atombomben frei Haus. Von Armin Simon

Zurück auf Los?
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bis 2050 AKW der Generation IV 
mit zusammen 75 Gigawatt im 
Land am Netz sehen – das wäre 
mehr als die komplette AKW-Ka-
pazität Frankreichs.

 Reaktoren vom Fließband

Noch einmal so groß soll der US-
Kraftwerkspark aus „Small Mo-
lecular Reactors“ (SMR) werden, 
dem aktuell zweiten Branchen- 
hype: kleine, modulare Reaktoren, 
die sich quasi am Fließband ferti-
gen und dann als komplette Ein-
heit per Schwertransport auslie-
fern lassen. Den bisherigen Trend 
der Reaktorbauer, immer größe-
re Meiler zu konstruieren, um die 
Kosten zumindest einigerma-
ßen in den Griff zu kriegen, dreht 
das genau um. Nicht mehr groß, 
sondern klein soll nun billig sein. 
Ob diese Rechnung wirklich auf-
geht, ist zwar offen. Klar ist aber, 
dass sie kaum ohne nennenswer-
te Abstriche an Sicherheitssyste-
men aufgehen kann – diese sind 
es schließlich, die die Kosten für 
neue Reaktoren so in die Höhe 
treiben.
Erstaunlich viele Firmen kaprizie-
ren sich auf das SMR-Modell; die 
britische Regierung hat gar einen 
millionenschweren Wettbewerb 
dazu ausgerufen. Sie will die Ent-
wicklung von drei bis vier entspre-
chenden Reaktorkonzepten för-
dern und so die heimische Atom-
industrie wieder exportfähig ma-
chen. Mit an Bord ist neben dem 
U-Boot-Reaktorbauer Rolls-Royce 
und einigen Atom-Startups auch 
ein Ableger des Urananreicherers 
Urenco, an dem RWE und Eon An-
teile halten.
Was die Größe der modularen An-
lagen angeht, ist die Spannbreite 
groß. U-Battery etwa, der Uren-
co-Ableger, plant ein mehr oder 
weniger autark zu betreibendes 
4-Megawatt-„Mikro-AKW“, das 
US-Startup Nuscale hingegen 
ein 60-Megawatt-Modul, von dem 
bis zu zwölf in Serie geschaltet 
die Turbinen eines großen Kraft-
werks antreiben sollen. In der Dis-
kussion als modulare kleine Anla-
ge sind alle möglichen Reaktor-
typen; die konkreteren Projekte 
jedoch sind letztlich herkömmli-
che Druckwasserreaktoren. Das 
schwimmende russische AKW 
Akademik Lomonosov etwa, das 
vor rund zwei Jahren in See stach, 
ist ein Schiffsreaktor, wie er auf 
russischen Atom-Eisbrechern seit 
Jahrzehnten im Einsatz ist. Ande-

re, wie der von NuScale geplan-
te oder das in Bau befindliche ar-
gentinische AKW Carem 25, sind 
sogenannte integrierte Meiler, bei 
denen etwa die Dampferzeuger 
und der komplette Primärkreislauf 
im Reaktordruckbehälter stecken, 
was sicherheitstechnische Vortei-
le bieten soll. Sowohl die Interna-
tionale Atomenergie-Organisati-
on IAEO als auch die Atomener-
gie-Agentur der OECD (NEA) hal-
ten jedoch fest, dass die SMR ih-
re angeblich besonders hohe Si-
cherheit und Zuverlässigkeit erst 
einmal im Betrieb demonstrieren 
müssten. Und das Öko-Institut 
weist in einer Studie zu den neu-
en Reaktorkonzepten darauf hin, 
dass für die sogenannten passi-
ven Sicherheitssysteme, die ohne 
Energiezufuhr von außen funktio-
nieren sollen, zunächst Methoden 
entwickelt werden müssen, mit 
denen ihre angebliche Zuverläs-
sigkeit beurteilt werden kann – vor 
allem auch in Extremsituationen.

 Reaktorentwicklung
in Karlsruhe

Zentrum der Forschung an „Gene-
ration IV“-Reaktoren in Deutsch-
land ist Karlsruhe: Auf dem Gelän-
de des früheren Kernforschungs-
zentrums unterhält die Europäi-
sche Kommission beziehungs-
weise Euratom ein „Joint Re-
search Center“ (JRC) der Atom-
forschung. Dieses forscht unter 
anderem daran, wie sich Uran 
233, das in mit Thorium betrie-

benen Flüssigsalzreaktoren ent-
steht, aus dem Reaktorkreislauf 
entfernen lässt. Dies ist Voraus-
setzung für den Betrieb solcher 
Reaktoren, stellt aber zugleich ei-
ne immense Proliferationsgefahr 
dar, denn das dabei gewonnene 
Uran 233 ist besonders einfach 
waffenfähig.
„Wer auf Thorium setzt, kann 
gleich Atombomben verteilen“, 
drückt es Thomas Partmann aus. 
Der pensionierte Wissenschaftler 
setzt sich im „Karlsruher Bünd-
nis gegen neue Generationen von 
Atomreaktoren“ dafür ein, den 
Schleier über der Atomforschung 
in Karlsruhe zu lüften und insbe-
sondere die Gefahren der hier ver-
folgten Thorium-Technologie öf-
fentlich bekannt zu machen.
Die Euphorie mancher Pressebe-
richte über die schöne neue Re-
aktorwelt teilen die Autoren der 
Öko-Institut-Studie nicht. Zwar 
könnten einzelne Konzepte in 
einzelnen Aspekten unter Um-
ständen besser abschneiden als 
die bisherigen Reaktoren. Er-
kauft werde das in der Regel aber 
mit Nachteilen bei anderen As-
pekten. Den selbst formulierten 
Anspruch der „Generation IV“-
Verfechter:innen, Reaktoren zu 
entwickeln, die sicherer, saube-
rer und billiger sind als die bishe-
rigen, könne jedenfalls keine der 
diskutierten Techniken einlösen.

Quelle
zuerst veröffentlicht im
.ausgestrahlt-Magazin Nr. 40, August 2018
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nen. Danke Jochen.“, stand auf 
dem Bühnentransparent mit Blick 
auf Gorleben und den Atomaus-
stieg. Und: „Wir kämpfen weiter.“ 
Ganz nach Jochens Geschmack 
schallte es dann auch von der 
Bühne: „Die Auseinandersetzung 
um Atomkraft ist noch nicht be-
endet. In Gorleben und anders-
wo stehen weit über tausend 
Castoren in schlecht geschütz-
ten Zwischenlagern. Die EU-
Kommission will Atomkraft und 
fossilem Gas ein grünes Mäntel-
chen umhängen. Und die Behin-
derer der Energiewende wollen 
das Atom-Risiko und die Abhän-
gigkeit von Uranimporten immer 
noch verlängern. Dem stellen wir 
uns entschieden entgegen!“ Auf 
der Straße vor der Atommüllhal-
le wurde von Aktivist:innen an-
schließend ein großes gelbes X 
aus gelben Stoffbahnen gebildet 
– das Zeichen des Widerstands im 
Wendland.
Jochen hat in den letzten Jahr-

Am 12. März 1977 versammel-
ten sich zum ersten Mal tausen-
de Menschen auf der damali-
gen Waldbrandfläche zwischen 
Gorleben und Trebel, um gegen 
die Atommüll-Pläne im Wendland 
zu demonstrieren. 45 Jahre spä-
ter mussten wir am (fast) selben 
Ort Abschied nehmen von unse-
rem Freund und Weggefährten 
Jochen Stay. Jochen war sich be-
wusst, dass seine ererbte Herz-
erkrankung sein Leben irgend-
wann abrupt beenden könnte. 
Am Samstag, den 15. Januar, ist 
er im Alter von 56 Jahren viel zu 
früh gestorben. Weil er wusste, 
dass es eines Tages plötzlich vor-
bei sein kann, äußerte er Vorstel-
lungen, wie er sich den Abschied 
wünscht.
Und so kamen am 12. März meh-
rere hundert Menschen vor dem 
Zwischenlager Gorleben zusam-
men, um Jochen mit einer poli-
tischen Kundgebung zu verab-
schieden. „Gemeinsam gewon-

Danke Jochen
Ein Nachruf von Jan Becker
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zehnten wie kaum ein anderer 
den Protest gegen die Atomkraft-
werke, die Castortransporte und 
die Endlagerpläne in Gorleben 
geprägt. Viele kannten als erstes 
seine Stimme. Die ganze Nacht 
lang schallte sie 1997 aus den 
Lautsprechern, die auf ein Auto-
dach montiert waren, über Acker 
und Straße. Jochen informierte, 
kommentierte, deeskalierte. Um 
ihn herum saßen damals tausen-
de Menschen – X-tausend – und 
stellten sich quer gegen den na-
henden Castortransport. Wäh-
rend die Polizei mit Wasserwer-
fern und Knüppeln dem Atommüll 
den Weg bahnte, war eine Akti-
onsform zivilen Ungehorsams ge-
boren, die dank ihrer Vehemenz 
und Friedfertigkeit am Ende den 
Atomstaat in die Knie zwang. Das 
Konzept machte Schule, bei Stutt-
gart21 oder beim Protest gegen 
die Kohlebagger. Danke, Jochen.
Sein Sachverstand, seine Be-
geisterungsfähigkeit, aber auch 

sein Dickkopf und seine Überzeu-
gungskraft, seine Klarheit, sein 
Einsatz, seine Verantwortungs-
bereitschaft und sein großes Herz 
fehlen uns schon heute. Eben-
so sein meist untrügliches Ge-
spür für politische Gelegenhei-
ten. Und seine immense Erfah-
rung, wie Protest erfolgreich Ein-
fluss auf politische Konflikte neh-
men kann. Er rannte damals im 
Wendland eher gegen geschlos-
sene Türen, als offene ein. „In-
nerhalb der Anti-Atom-Bewe-
gung sorgten seine unüberhör-
baren Positionen und deutlichen 
Aktionen stets für Aufregung“, 
schrieb Martin Donat, Vorsitzen-
der der Bürgerinitiative Lüchow-
Dannenberg, in seinem Nachruf. 
Damals im Fokus: die „ultimative 
Selbstverpflichtung zur Gewaltlo-
sigkeit“ – das Grundkonzept von 
X-tausendmal quer. Andere Ak-
teure fürchteten, von Öffentlich-
keit und Polizei unverschuldet ge-
brandmarkt und abgespalten zu 

werden, wenn sie es nicht gleich-
täten. Doch bei allen heißblütig 
geführten Debatten dieser Jah-
re: Der Erfolg gab Jochen unzwei-
felhaft recht. Genau diese Selbst-
verpflichtung war es nämlich, die 
vielen von reißerischer Bericht-
erstattung verunsicherten Men-
schen der bürgerlichen Mitte die 
Teilnahme am zivilen Ungehor-
sam erst ermöglichte und somit 
Menschen jedes Alters und aller 
gesellschaftlichen Gruppen in 
den Widerstand führte.
Nicht erst mit der Gründung von 
.ausgestrahlt im Jahr 2008 hatte 
Jochen sich den Atomausstieg zu 
seiner Lebensaufgabe gemacht. 
Es ist besonders traurig, dass er 
nicht mehr miterlebt, wie das En-
de dieses Jahres in Deutschland 
mit der endgültigen Abschaltung 
der letzten drei Meiler zur Reali-
tät werden wird. Das Wendland 
und die Bürgerinitiative haben ei-
nen großen Freund verloren, dem 
wir sehr viel zu verdanken haben.

Gorleben
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GORLEBEN RAUS
Fast 45 Jahre haben wir alle ge-
gen ein Endlager in Gorleben und 
die Anlieferung von Atommüll ge-
kämpft. Im September 2020 wur-
de Gorleben aus der weiteren End-
lagersuche ausgeschlossen – weil 
der Salzstock geologisch ungeeig-
net ist. Genau das hatten kritische 
Wissenschaftler:innen schon vor 
Jahrzehnten belegt. Jetzt geht es 
um eine „Nachnutzung“ des Ge-
ländes, die mit Atommüll nichts 
zu tun haben wird. Erneuerbare 
Energien könnten eine Rolle spie-
len, die Diskussionen stehen aber 
noch ganz am Anfang. Die Ver-
füllung des Schachts, die Um-
widmung des Geländes – derzeit 
gilt noch das Bergrecht, was die 
Nutzung von Teilflächen als Denk-
mal nicht möglich macht, das al-
les braucht vor allem eines: Zeit. 
Die Mühlen der Behörden mahlen 
langsam. Aber eines ist gewiss: 
Der Kampf ist gewonnen, das Salz 
kommt wieder unter die Erde.

AKW AUS
Seit Jahrzehnten engagieren wir 

uns alle für die Stilllegung der 
Atomkraftwerke. Der Kampf war 
lang, mit etlichen Höhen und Tie-
fen. Doch unser aller Einsatz hat 
sich gelohnt: Ende 2022 wird das 
letzte AKW in Deutschland end-
gültig abgeschaltet! Daran än-
dern wird weder die Debatte um 
die Klimakrise noch der Ukraine-
Krieg etwas. Eine Laufzeitverlän-
gerung für die letzten drei akti-
ven Meiler oder gar ein Wieder-
anfahren der drei gerade stillge-
legten Atomkraftwerke ersetzen 
die Gaslieferungen aus Russland 
nicht. Ein Weiterbetrieb wäre aber 
nur möglich, wenn ein höheres 
Risiko in Kauf genommen wür-
de. Das Bundesministerium für 
Umwelt und Verbraucherschutz 
schreibt in einer aktuellen Ana-
lyse: Der energiewirtschaftliche 
Mehrwert „ist sehr begrenzt. Im 
Winter 2022/23 helfen sie nicht.“ 
Anders als die meisten Gaskraft-
werke produzieren Atomkraftwer-
ke keine Fernwärme, anders als in 
Frankreich sind Stromheizungen 
in Deutschland sehr selten gewor-
den (und das ist auch gut so, denn 

Party Nach 45 Jahren: Gorleben ist raus! Nach 65 Jahren: Atomkraft 
ist aus! Diese enormen Erfolge von gesellschaftlichem Protest und 
legitimem Widerstand sollen bei der Widerstandspartie im Rahmen 
der Kulturellen Landpartie am Freitag vor Pfingsten gefeiert werden. 
Mit euch und am Kristallisationspunkt der jahrelangen Proteste: den 
Atomanlagen in Gorleben. Von Jan Becker

Die letzte 
Kulturelle Widerstandspartie
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Gorleben

dabei geht viel Energie verloren). 
Mit Atomkraft kann man seine 
Zentralheizung nicht betreiben 
(s. Artikel S. 6). Das Klima retten 
können AKW auch nicht. Nur ei-
ne schöngerechnete CO2-Bilanz, 
bei der die ungelöste Atommüllla-
gerung oder der Lebensraum ver-
nichtende Uranabbau weitestge-
hend ausgeklammert werden, 
lässt die Meiler gegenüber Erneu-
erbaren Energien bestehen. Die 
Antwort auf diese beiden aktu-
ell sehr drängenden Fragen lautet 
Energiewende. Sonne und Wind 
steigern unsere Unabhängigkeit 
gegenüber Uran-, Gas- und Öllie-
ferungen. Und es entsteht viel we-
niger CO2 bei der Strom- und Wär-
meproduktion.

GEMEINSAM GEWONNEN
Eine Energiewende – oder das, 
was wir heute darunter verstehen 
müssen –, den Atomausstieg und 
das Gorleben-Aus hätte es ohne 
unser aller Engagement nicht ge-
geben. Im Atomausstiegsjahr wol-
len wir das mit euch allen feiern. 

Am Freitag, dem 3. Juni wird an 
den Atomanlagen in Gorleben die 
letzte „Kulturelle Widerstandspar-
tie“ stattfinden. Es wird ein bun-
tes Treiben rund um das ehema-
lige Greenpeace-Schiff „Beluga“ 
geben, drei Bühnen mit bekannten 
Bands, Kinderspace, Treckerfahr-
ten, Theater und Kleinkunst. Ein 
letztes Mal, dafür richtig groß. Weil 
wir gemeinsam gewonnen haben.
Die Probleme sind nicht vorbei, 
dass wissen wir alle. Der Jahrtau-
sende strahlende Atommüll steht 
in mehr als einem Dutzend unsi-
cheren Lagerhallen im ganzen 
Land verteilt. Die Genehmigun-
gen dafür laufen bald aus. Ob mit-
hilfe des aktuellen Endlagersuch-
verfahrens tatsächlich ein „siche-
rer Ort für die Ewigkeit“ gefun-
den wird, bleibt zweifelhaft. Es ist 
nicht vorbei.

Wir werden deshalb am 3. Juni um 
16 Uhr ein letztes Mal den Blick 
auf das alte Bergwerk richten, um 
dann mit einer großen Demonst-
ration unter dem Motto „Tschüß 
Endlager – auf zum Protest ge-
gen das unsichere Zwischenla-
ger!“ vor den zweiten Atomkom-
plex von Gorleben zu ziehen.

Wir laden euch alle herzlich ein, 
mit uns zu feiern. Es ist auch eu-
re Party!

Die letzte
Kulturelle Widerstandspartie

Pfingstfreitag • 3. Juni 2022 • ab 14.00 Uhr
an den Atomanlagen Gorleben

alle Infos: kulturelle-widerstandspartie.de 

Feste Programmpunkte

14.00 Uhr • Gorlebener Gebet

16.00 Uhr • Demo: „Tschüß Endlager – auf zum 
Protest gegen das unsichere Zwischenlager!”

Livemusik

• Kettcar
• Hundreds
• Mal Elévé
• Rainer von Vielen
• Brass Riot
• Gastone
• Reggiedemmie
• Laturb
• New Wonders
• Heinz Ratz
• Klaus der Geiger
• Gerd Schinkel
• Hör zu
• Gute Katze, böse Katze
• Virker Ikke
• und ein Special Guest ...

Events

• Die BI gibt einen aus
• Theaterbus
• Kleinkunst
• Treckerfahrten zu „1004”
• Politische Stände
• Kinderspace
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sechs Wochen zu noch laufenden 
AKWs, bereits abgeschalteten Re-
aktoren, verhinderten Kraftwer-
ken, Atommüll-Zwischenlagern, 
Deponien für „freigemessene“ 
strahlende Abfälle, potenziellen 
Standorten für ein geologisches 
Tiefenlager, Atomfabriken, Fir-
mensitzen der Atomindustrie und 
grenznahen Atomanlagen in den 
Nachbarländern.
.ausgestrahlt bedauert es, nicht 
wirklich alle Orte der Anti-Atom-
Geschichte anfahren zu können: 
„Leider ist Deutschland zu groß, 
um alle Orte, die Anti-Atom-Ge-
schichte geschrieben haben oder 
die noch aktuelle Brennpunkte 
sind, in einem Sommer mitein-
ander zu verbinden. Und .ausge-
strahlt ist nicht groß genug, um 
mehrere Touren parallel zu or-
ganisieren”, so die Ornanisati-
on. Deshalb sind weite Teile Ost-
deutschlands (etwa Lubmin oder 
die Wismut-Region), weite Teile 
Bayerns (etwa Wackersdorf, Gra-
fenrheinfeld, Garching und Ohu) 
und die Mitte rund um Würgas-
sen, Grohnde, Schacht Konrad, 
Asse und Morsleben – zumindest 
dieses Jahr – nicht dabei.
Höhepunkt aus Sicht des wend-
ländischen Widerstands ist das 
große Abschaltfest in Gorleben 
als Schlusspunkt der „Anti-Atom-

Radtour Nord“. Zusammen mit 
der Bürgerinitiative Lüchow-Dan-
nenberg lädt .ausgestrahlt für den 
30. Juli zur großen Feier an den 
Atomanlagen über dem jahrzehn-
telang umkämpften Salzstock 
Gorleben ein.
Die Tour bietet die besondere Ge-
legenheit, dass sich Gruppen ver-
abreden, die irgendwann in den 
letzten Jahren oder Jahrzehnten 
gemeinsam in der Bewegung ak-
tiv waren oder es immer noch 
sind, sei es in einer Bürgeriniti-
ative, einer Bezugsgruppe oder 
sonstwie. Für viele Menschen 
waren bestimmte Ereignisse in 
der Auseinandersetzung um die 
Atomkraft prägend für ihre poli-
tische Biographie. 
„Deshalb unsere Bitte”, so .aus-
gestrahlt: „Überlege, mit wem 
Du aktiv warst oder immer noch 
bist und verabrede Dich mit Dei-
nen Mitstreiter:innen für kleine-
re oder größere Abschnitte der 
Tour – oder auch nur für den ei-
nen Etappenort, der für Euch be-
sondere Bedeutung hat.”

Protestbewegungen sind nicht 
sonderlich geübt darin, eigene Er-
folge zu feiern, zumal es ja meist 
noch genug Kritikwürdiges gibt, 
wenn ein Teilerfolg erreicht wur-
de. So ist es auch 2022, wenn die 
letzten kommerziellen Atomkraft-
werke in Deutschland vom Netz 
gehen. Die bundesweite Anti-
Atom-Organisation .ausgestrahlt 
will das Feiern trotzdem wagen 
und zusammen mit lokalen Initia-
tiven und anderen Umweltorgani-
sationen an vielen atompolitisch 
bedeutenden Orten den kommen-
den Ausstieg feiern und gleichzei-
tig auf die bleibenden Herausfor-
derungen und aktuellen Konflik-
te hinweisen.
.ausgestrahlt möchte darum im 
Sommer mit zwei Fahrradtouren 
die Orte großer Erfolge mit Orten, 
an denen es atompolitisch weiter 
brennt, verbinden. Aber bei allen 
ungelösten Problemen: Das Fei-
ern soll nicht zu kurz kommen. 
„Wer sich bewusst macht, gegen 
welch mächtige Gegner:innen die 
Anti-Atom-Bewegung einst ange-
treten ist, der und die kann gar 
nicht anders, als sich mächtig zu 
freuen“, so Armin Simon von .aus-
gestrahlt.
Per Fahrrad geht es zuerst in 
Norddeutschland und danach 
in Süddeutschland in insgesamt 

Atomausstieg Noch vor dem Abschalten der letzten Atommeiler in Deutschland Ende dieses Jahres, will die bundesweite 
Anti-Atom-Organisation .ausgestrahlt zusammen mit lokalen Initiativen das endgültige „Aus” feiern. Dazu plant sie zwei 
Fahrradtouren. Das Ende der ersten Tour markiert ein großes Abschaltfest in Gorleben am 30. Juli. Für die Wendländer:innen 
ist das Fest eine weitere Gelegenheit, das Herausfallen des Salzstocks Gorleben aus der Endlagersuche gebührend zu feiern.

Quelle
.ausgestrahlt



Atomausstieg und Gorleben-Aufgabe feiern!
Im Sommer finden zwei Anti-Atom-Radtouren statt
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Gorleben

Sa., 9. Juli 2022, 35 km
Tihange bis Lüttich/Liège
Tihange: belgisches Riss-AKW

So, 10. Juli 2022, 65 km
Lüttich via Maastricht bis Aachen
Aachen: Hauptstadt des deutschen Ti-
hange-Widerstands

Mo, 11. Juli 2022, 60 km
Aachen via Jülich bis Keyenberg
Jülich: Kernforschungszentrum und 
Zwischenlager Keyenberg: Vom Abbag-
gern bedrohter Ort, Anti-Atom- trifft 
Klimabewegung

Di, 12. Juli 2022, 45 km
Keyenberg bis Krefeld
Krefeld: Castor-Schmiede

Mi, 13. Juli 2022, 65 km
Krefeld bis Kalkar
Kalkar: Schneller Brüter verhindert

Do, 14. Juli 2022
Bus-Transfer Kalkar bis Ahaus

Fr, 15. Juli 2022, 75 km
Ahaus über Gronau bis Lingen

Sa, 16. Juli 2022
Ruhetag Lingen

So, 17. Juli 2022, 60 km
Lingen bis Wippingen
Wippingen: Salzstöcke Wahn, Lathen, 
Börger, Teilgebiete der Standortsuche

Mo, 18. Juli 2022, 65 km
Wippingen bis Bad Zwischenahn
Bad Zwischenahn: Salzstock als Teilge-
biet der Standortsuche

Di, 19. Juli 2022, 55 km
Bad Zwischenahn bis Esenshamm
Esenshamm: AKW-Abriss und Zwi-
schenlager

Mi, 20. Juli 2022, 65 km
Esenshamm bis Bremen
Bremen: Großstadt mit Anti-Atom-Ge-
schichte

Do, 21. Juli 2022, 40 km
Bremen bis Taaken
Taaken: Salzstock als Teilgebiet der 
Standortsuche

Fr, 22. Juli 2022, 65 km
Taaken bis Stade
Stade: AKW-Abriss

Sa, 23. Juli 2022, 50 km
Stade bis Brokdorf
Brokdorf: Abgeschaltetes AKW und ZL

So, 24. Juli 2022, 65 km
Brokdorf bis Hamburg-Altona
Großstadt mit Anti-Atom-Geschichte

Mo, 25. Juli 2022, 75 km
Hamburg-Altona bis Lübeck
Lübeck: Deponie für Atomschutt

Di, 26. Juli 2022, 70 km
Lübeck bis Krümmel
Krümmel: AKW-Abriss, Zwischenlager 
und Ex-Kernforschungszentrum

Mi, 27. Juli 2022, 55 km
Krümmel über Bahlburg bis Lüneburg
Bahlburg: Salzstock als Teilgebiet der 
Standortsuche
Lüneburg: An der Castorstrecke, Teil-
gebiete der Standortsuche

Do, 28. Juli 2022, 40 km
Lüneburg bis Hitzacker
Castorwiderstand

Fr, 29. Juli 2022, 40 km
Hitzacker, Dannenberg, Gorleben
Dannenberg: Castor-Verladekran
Gorleben: Zwischenlager, verhindertes 
Atommüll-Bergwerk

Sa, 30. Juli 2022
Abschaltfest in Gorleben

Die Daten der Anti-Atom-Radtour Nord
Weitere Infos und Angaben zur Radtour Süd auf: www.ausgestrahlt.de/aktiv-werden/anti-atom-radtour-2022
(Kilometerangaben sind Circa-Werte, alle Angaben sind vorläufig)



26 26

nahmen optimiert werden müs-
sen. Dazu werden bauliche Maß-
nahmen und – bis zu deren Um-
setzung – temporäre Maßnahmen 
durchgeführt.“
Die BI begrüßt den Schritt des Ent-
sorgungswerks für Nuklearanla-
gen (EWN) als „notwendig und 
vorausschauend“. „Diese Lager 
müssen für Jahrzehnte, bis zur 
Inbetriebnahme eines Endlagers 
einen hinreichenden Schutz bie-
ten. Deshalb ist völlig unverständ-
lich, wie mit dem Zwischenlager 
in Gorleben umgegangen wird.“ 
Die BI setzt sich seit langer Zeit 
dafür ein, dass das Zwischenlager 
in Gorleben mit seinen geringen 
Wand- und Deckenstärken von 0,2 
bis 0,5 Metern – wie das bauglei-
che Lager in Ahaus – zumindest 
nachgerüstet wird, jedoch ohne 
Erfolg. „Alle Mahnungen, die wir 
an die zuständige Atomaufsicht, 
das niedersächsische Umweltmi-
nisterium in Hannover, gerichtet 
haben, für mehr Sicherheit zu sor-
gen, sind bisher verpufft.” 
Für zusätzliche Irritationen sorg-
te ein Fachbeitrag des BASE zum 
Thema „Wandstärke“ der Zwi-
schenlager, in dem behauptet 
wird, dass die Wandstärken nicht 
der entscheidende Punkt bei der 
Sicherung der Atomanlagen ge-
gen Unglücksfälle oder terroristi-
sche Angriffe wären. „In diesem 

Beitrag wurde geflissentlich weg-
gelassen, wie es um die Wand-
stärken in Ahaus und Gorleben 
steht“, so ein Sprecher der BI. 
„Seit Veröffentlichung des BA-
SE-Beitrags versuchen wir, sei-
tens des Atommüllbundesamtes 
eine Klarstellung beziehungswei-
se eine Korrektur des Beitrags zu 
erwirken, doch es herrscht – wie 
in Gorleben selbst – Schweigen 
im Walde.“ 
Es gehe nicht allein um die Wand-
stärken, so die BI, falsch sei auch 
die Aussage des BASE, dass die 
Wandstärken auch in Verbindung 
mit dem eingelagerten radioak-
tiven Inventar stünden. „Dann 
müsste man wohl Gorleben mit 
den dünnen Wänden räumen, 
denn unseres Wissens nach 
stehen dort die meisten Behäl-
ter, und im Vergleich zu ande-
ren Zwischenlagern ist dort die 
,meiste‘ Radioaktivität konzent-
riert.“ Die Befürchtung der BI Lü-
chow-Dannenberg: Der Fachbei-
trag soll mit Blick auf 2034, in dem 
eine Weitergenehmigung des La-
gers in Gorleben erforderlich ist, 
suggerieren, dass auch die alten 
Zwischenlager weiter genehmi-
gungsfähig sind. „Das kommt 
nicht von Irgendwo, das hat das 
BASE mit Bedacht so publiziert. 
Umso wichtiger ist es, früh und 
deutlich zu widersprechen und 

Die Energiewerke Nord in Lubmin 
bei Greifswald haben kürzlich die 
Antragsunterlagen für den Neu-
bau eines Atommüll-Zwischenla-
gers für hochradioaktive Abfälle 
beim zuständigen Bundesamt für 
die Sicherheit der nuklearen Ent-
sorgung (BASE) eingereicht. Sie 
können ab sofort von Jedermann 
und -frau eingesehen werden. Der 
Neubau ist erforderlich, weil die 
bestehende Lagerhalle aufgrund 
der Statik und der baulichen Situ-
ation nicht gegen die seit Jahren 
bestehenden erhöhten Anforde-
rungen zum Terrorschutz nach-
gerüstet werden kann. Das neue 
Zwischenlager kommt mit einer 
Wandstärke von 1,80 Metern ei-
ner Verbunkerung der hochra-
dioaktiven Abfälle nahe und wird 
das „robusteste Zwischenlager in 
Deutschland“ sein, so die Bürger-
initiative Umweltschutz Lüchow-
Dannenberg (BI).
Es soll damit den Vorgaben des 
Bundesumweltministeriums zur 
möglichen „Einwirkung Dritter“ 
auf ein Zwischenlager für hochra-
dioaktive Abfälle Rechnung getra-
gen werden: „Zu bestimmten An-
griffsszenarien im Nahbereich der 
Transport- und Lagerbehälter, die 
zu Schutzzielverletzungen führen 
können, hat sich die Bewertung 
und Erkenntnislage derart verän-
dert, dass die Sicherungsmaß-

Zwischenlagerung Dickere Wände für die Castor-Lagerhalle, eine zusätzliche Schutzmauer um das Transportbehälterlager, 
Umzug technischer Einrichtungen der Anlagensicherung – vieles wurde versprochen, wenig geschieht. 

Schweigen im Walde
Die Nachrüstung von Sicherungsmaßnahmen für das Zwischenlager in Gorleben stockt
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Quellen
Entsorgungswerk für Nuklearanlagen
Bundesumweltministerium
BASE
Bundesgesellschaft für Zwischenlagerung
Bündnis 90 / Die Grünen
eigene Recherchen



Nachrüstung oder, wie in Lub-
min, Neubau zu fordern.“
Unterdessen gibt es auch Ärger 
um die Pilotkonditionierungsan-
lage (PKA) in Gorleben – und der 
könnte mit dem Schweigen um 
die Nachrüstung der Castorhalle 
zusammenhängen. Die PKA am 
Zwischenlager Gorleben sollte 
einst der Konditionierung und 
endlagergerechten Verpackung 
von Atommüll dienen. Sie ist nie 
in Betrieb gewesen und darum 
nicht kontaminiert. Spätestens 
seit Gorleben als Endlagerstand-
ort ausschied, steht fest: Die An-
lage ist nicht nur technisch völlig 
veraltet, sondern auch überflüs-
sig. Darum, so kündigte es SPD-
Umweltminister Olaf Lies gemein-
sam mit der Betreiberin, der Bun-
desgesellschaft für Zwischenla-
gerung (BGZ), bereits im Jahr 
2019 an, soll die PKA auch abge-
rissen werden. 
Dass der Rückbau erst 2026 erfol-
gen soll, löste schon damals brei-
te Kritik aus. 
Nun hat die grüne Landtagsabge-
ordnete Miriam Staudte aus dem 
Wendland eine kritische Resolu-
tion des Lüchow-Dannenberger 
Kreistags zum Anlass für eine An-
frage an die Landesregierung ge-
nommen. „Es ist nicht nachvoll-
ziehbar, warum die Stilllegung 
erst 2026 möglich sein soll. Der 
Betrieb der unnützen Anlage kos-
tet jährlich über 6 Millionen Euro. 
Das ist ein eklatanter Verstoß ge-
gen das Prinzip von Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit, dem 
Bund und Land unterliegen.“ 
Die Antworten des Landes brach-
ten öffentlich wenig bekannte Ar-
gumente zutage. Die Genehmi-
gung eines neuen Reparaturkon-
zept soll bereits vor dem Jahr 2025 
abgeschlossen sein. Die Pilotkon-
ditionierungsanlage sei zusätzlich 
jedoch auch für den Schutz der 
Zwischenlager hoch- und mit-
telaktiven Mülls vor terroristi-
schen Gefahren und Einwirkun-
gen Dritter unabdingbar. In der 
PKA befinde sich demnach „ein 
Teil der technischen Einrichtun-
gen der Anlagensicherung“, so 
das Ministerium. Um die geneh-
migungsrechtliche Verknüpfung 
aufzuheben, müsse ein neues Ge-
bäude errichtet und die „noch in 
der PKA befindlichen technischen 
Komponenten zur Anlagensiche-
rung dort installiert werden“.
Nahezu zeitgleich mit der Ant-
wort aus Hannover hat auch Dr. 
Karl Weis vom Bundesministeri-

um für Umwelt, Naturschutz, nuk-
leare Sicherheit und Verbraucher-
schutz auf eine Anfrage der Bür-
gerinitiative Lüchow-Dannenberg 
geantwortet: „Die Anlagensiche-
rung der kerntechnischen Ein-
richtungen der BGZ am Standort 
Gorleben umfasst entsprechend 
dem geltenden Regelwerk eine 
Vielzahl von aufeinander abge-
stimmten baulichen, technischen, 
personellen und administrativen 
Maßnahmen. Ein Teil der tech-
nischen Einrichtungen der An-
lagensicherung befindet sich in 
der PKA. Diese sollen zukünftig 
in einem neuen Anlagensiche-
rungsgebäude, der Sicherungs-
zentrale, untergebracht werden. 
Diese wurde mit der atomrechtli-
chen Änderungsgenehmigung zur 
Nachrüstung des Zwischenlagers 
Gorleben genehmigt. Die Bauge-
nehmigung liegt ebenfalls vor. 
Nach Errichtung der neuen Siche-
rungszentrale können die noch in 
der PKA befindlichen technischen 
Komponenten zur Anlagensiche-
rung dort installiert werden. Zu-
sätzlich muss noch die Siche-
rungstechnik der neuen Schutz-
wand dort untergebracht werden. 
Dies wird in den Jahren 2024/2025 
erfolgen. Sobald die behördliche 
Freigabe für deren Inbetriebnah-
me vorliegt, kann die Verknüp-
fung der PKA mit der Anlagensi-
cherung aufgelöst werden. Dies 
wird nach der derzeitigen Planung 
2026 erfolgen.”
Staudte und BI-Sprecher Wolf-
gang Ehmke zeigten sich nach 
Bekanntwerden der neuen Fakten 
gleichermaßen verärgert: „Es ist 
nicht nachvollziehbar”, so Staud-
te, „warum dieser Aspekt bislang 
nicht gelöst ist. So schwierig kann 
das ja nicht sein.” Bislang gebe es 
keine lösungsorientierte Debatte, 
ob eine schrittweise Stilllegung 
der PKA deutlich vor dem Jahr 
2026 möglich und sinnvoll sei. 
Staudte erinnert an die Beweg-
gründe für die langjährigen Pro-
teste gegen die PKA: „Wir wollen 
ausschließen, dass dieser Rest-
posten des Atomzeitalters jemals 
in den heißen Betrieb geht und 
als Atommüll entsorgt werden 
muss. Zudem geht es darum, die 
Betriebsausgaben in Millionenhö-
he schnellstmöglich zu stoppen. 
Das finale Ziel ist der Rückbau zur 
grünen Wiese, um diese einseiti-
ge Vorfestlegung auf den Stand-
ort Gorleben unwiederbringlich 
abzubauen.“ Auch Wolfgang Eh-
mke fand klare Worte: „Der Stand-

ort der Sicherheitswarte für das 
Castorlager innerhalb der PKA 
wurde bisher verschwiegen. Um-
so dringender ist der Neubau der 
Sicherheitswarte in Verbindung 
mit den seit Jahren angekündig-
ten Härtungsmaßnahmen, also 
dem Bau einer zehn Meter hohen 
Schutzmauer rund um die Castor-
Halle. Offensichtlich knirscht es 
da zwischen dem örtlichen Bau-
amt und der BGZ, das ist völlig un-
verantwortlich”. Auch über die-
se zusätzliche Schutzmaßnahme 
in Form einer hohen Betonmau-
er gibt es nur spärliche Informa-
tionen und keinen konkreten Zeit-
plan, obwohl sie doch als Maß-
nahme nach den Terroranschlä-
gen in New York beschlossen wur-
de – vor über 20 Jahren! Auch hier 
gilt also: Schweigen im Walde!

Gorleben

Pilotkonditionierungsanlage (PKA)

Castorhalle (TBL = Transportbehälterlager),
aka „Kartoffelscheune”



Bürgerinitiative Umweltschutz 
Lüchow-Dannenberg e. V.
Rosenstraße 20 • 29439 Lüchow

Mo, Mi, Fr: 9 – 16 Uhr • Di, Do: 9 – 18 Uhr
 05841 - 4684
buero@bi-luechow-dannenberg.de
www.bi-luechow-dannenberg.de

Name ............................................................................. Vorname ............................................................................................... 

Straße ............................................................................ Hausnummer .......................................................................................

PLZ, Ort ......................................................................... E-Mail ....................................................................................................

Datum ............................................................................ Unterschrift .......................................................................................... 

Ich möchte eins von über 1000 Mitgliedern der BI werden. Bitte schicken Sie den Aufnahmeantrag per Post oder 
E-Mail (Jahresbeitrag Standard: € 50; Familie: € 60; reduziert: € 15).

Ich möchte die „Gorleben Rundschau” künftig regelmäßig (4 x im Jahr) und weiteres Infomaterial unregelmäßig 
zugeschickt bekommen (jew. kostenlos).

Ich unterstütze Sie mit einer (regelmäßigen) Spende. Bitte buchen Sie von meinem Konto ab:

einmalig EUR ......................

monatlich EUR ....................

Kontoinhaber .........................................................   Name der Bank ....................................................................................

BIC ..........................................................................   IBAN .....................................................................................................

Ich möchte Ihnen meine Spende lieber per Überweisung oder Dauerauftrag zukommen lassen:

BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. •  Sparkasse Uelzen Lüchow-Dannenberg
IBAN: DE24 2585 0110 0044 0607 21 • BIC: NOLADE21UEL

Bitte das ausgefüllte Formular per Post an die oben genannte Adresse schicken.

□

□

□

□
□

□

Zeig’ deinen Protest
Aus aktuellem Anlass kann bei der BI 
gegen Spende neues Protestmaterial
bestellt werden:

- Aufkleber im Format 196 x 65 mm

- Schilder im Format 420 x 140 mm

Liebe BI, jetzt will ich auch was tun!


